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Lieber Leser! 
Die Mai - Ausgabe liegt nun vor Ihnen, sicher 

früher als erwartet . Die Anschaffung der zweiten IBM 
Maschine macht sich nun langsam aber sicher bemerkbar. 

Muß ten wir noch in der letzten Ausgabe verantwort=­
lich mit dem Namen eines Redakteurs zeichnen,so ist 
auch dies inzwischen wieder geregelt . Die Anonymität 
der Insassen und Herausgeber des ' lichtblick'bleibt 
weiterhin ge\oJahrt. 

In diesem Heft veröffentlichen wir den vollen Wort­
laut des in der Tagespresse angesprochenen Erfahrung~ 
berichtes der Anstaltsbeiräte aus Plötzensee; unter 
diesen ein Jugenrichter. Wenn so profilierte Beiräte 
resignierend ihre Tätigkeit einstellen, so mu.3 dies 
als Alarmzeichen gewertet werden. Es kursiert bereits 
das Gerücht, Beiräte werden ausgefiltert, damit nur 
noch bequeme Öffentlichkeit im Vollzug vertreten ist. 
Wahrer Hohn für den Gedanken des neuen Strafvollzugs­
gesetzes,das im Kommentar zum Strafvollzugsgesetz aus­
führlicher behandelt wird . 

Ein "Offener Brief" des Moabiter Anstaltsbei rates 
und Rechtsanwaltes Jürgen Graalfs schildert die Zustän­
de in der UH1.4AA Moabit . Dort sitzen überwiegend der TAT 
Verdächtigte und noch nicht abgeur t eilte Täter . J eder­
mann auf den der Verdacht ,eine Straftat begangen zu ha­
ben,fällt,kann hinter diese Mauern geraten . Erschrek­
kend \>ras dort abläuft .Wir werden den Justizs enator bi t ­
tenl Stellung zu diesem Brief zu nehmen. 

In Tegel selbst regiert nach wie vor der "Kahlschlag". 
Manipulation an der Stromanlage und der Besitz von so­
genanntem Aufgesetztem wird gleichgestellt mit dem Be­
sitz von Rauschgiften und Waffen. Bei jedem Verstoß ge­
gen die zum Teil nicht existente Hausordnung wir d mit 
der Ausräumung der Zelle geantwortet . Schwer vers tänd­
lich für uns alle. Viele Insassen,die Jahre hinter die­
sen Mauern leben mü$Sen, versuchen sich ihre Zelle 
möglichst wohnlich zu gestalten . Tape ten , Teppich­
boden und Gardinen lasseneinen Hauch von Wohnlichkeit 
erkennen . Alles muß von den wenigen Pfennigen,die ein 
Insasse verdient,bestritten werden . Nur in den selten­
sten Fällen haben Langstrafer noch Angehöri ge,die hel­
fend einspringen,um das Oberleben im Knast erträglicher 
zu machen . Aber all dies kann mit dem geringsten Ver­
stoß nach einem nicht verständlichen Maßstab hinwegge­
fegt werden. Selbst der Besitz von Bargeld wird 
neben einer Disziplinarmaßnahme geahndet . 

Fal l en wir damit nicht in inquisitorische Zeiten 
zurück? 

Dies "Lieber Leser" gehört auch zu unseren Sorgen . 
vlir werden Sie weiter über Vorgänge im Vollzug unter­
richten,aber dazu brauchen wir auch Sie liebe Leser 
mit Ihrer Unterstützung durch Spenden und Briefe . 
In diesem Sinne verbleiben wir 
Ihre Redaktionsgemeinschaft 
' der lichtblick ' 
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Mitteilung 

Einem Te il dies~r Ausgabe 
haben wir Zahlkarten beige legt 
zur Er leichterung fü r u0se r e 
zahlungs- bzw. spendenfreudi-
gen Leser . -red-

Die Redaktionsgemein­
schaft bedankt sich bei 
der Setzerei, Druckerei, 
Wirtschaftsverwaltung und 
Briefamt für das gelei­
stete Entgegenkommen. 

Ohne diese wären uns 
das Erscheinen und der 
Versand nicht möglich ge­
wesen . -red -



DU WIRST GELEBT 

~~ Zag ~ 3e~t in sei­
~e~ Ze~Ze/qequält von be­
drohlicher Stille/Träume 
~agen iam auf den Kissen 
~nve~ständ~icn dachte er 
an seine Tat/ wofür ein 
?icnter ihm die st~afe 
gao/sein Jenken kann ihm 
nicnr; helfen. 

~~ betracatet die 
h.as~schiZder / die nichts 
weiter besagen/jede Bitte 
cleio~ ein Versagen und 
Jeaes Ar~eoot wird ein 
le~oot/abe~ erwähnt wird 
nie seine ilot. 

Z~ suchr; die Spuren 
seiner Vo~gänge~/die la­
gen hie~ viel länger/er 
entdecke etwas an . der 
iland /sein persönliches 
Schicksal ist ihm jetzt 
oekannt. 

Und er sieht was in 
Buchstaben / geschrieben 
stehr; : hier wirst du eis­
kaltgelebt 

- Omran -
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BERICHT - MEINUNG 

KUCHE ?? 

in letzter Zeit wurde im­
mer häuf~ger an die ln-
_sassenve~tretung III das 
Problem herangetragen>ge­
gen das in der Qua~ität 
absolut unzu~e~chende E3-
sen in angemessener Weise 
vorzugehen . 

rhe im Strafvo Uzugs ­
gesetz verankert>ist als 
besonders hervo~gehobenes 
Be~s?iel für die Mitver-

antwortungsmöglichkeit 
der lnsassen~ vertreten 
durch die 1 . V. >die Gestal­
tung des Spe~seplanes an­
geführt . D~ese Mitverant­
wortung uird in dieser 
JVA durch die Insassen­
vertretung nicht wahr ge­
nommen - wobei die dam~t 
verbundenen Schwierigke~­
ten durch die Größe der 
Anstalt auch uns einleuch­
ten . In ~etzter Ze~t 

mußten wir> die Insassen 
der ~A III> zu unserem 
größten Bedauern immer 
wieder feststel~en daß 
die Essenszubereit~ng in 
unserer Küche äußerst 
mangelhaft ist . Offensicht­
lich beschr~nkt sich die 
vorgeschriebene amtsärzt- · 
~iahe Untersuchung der 
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Speisen nur auf deren 
Grundbestandteile> keines­
wegs aber auf die 
Qualität der ~ubereitung . 

Um zukünj'tig auch dem 
Küchenperson~l einen An­
halt zu mehr Sorgfalt ge­
ben zu können~ stellen wir 
fo~gende Anträge : 

Es so ll ein Speiseplan 
entwickelt werden>aus dem 
für jeden Laien zu erse­
hen ist> welche Bestand~ 
teil~ jedes t:ssen enthält; 
es s~nd genaue Gewichtsan­
gaben über Fleischgehalt 
und der Kaloriengehalt zu 
vermerken. Für Abendessen 
~st das Gewicht der jedem 
Gefangenen zuzuteilenden 
WUrst anzugeben. cei Son­
derzuteilungen ist ein 
zusätzlicher Plan auszu­
hängen> dem zu entnehmen 
ist~ welche Lebensmittel 
an jeden Insassen ver­
teilt werden. 
. ln diesem Zusamnenha.ng 
~st zu bemerken>daß zum 
Be~spie l in der UHA Moabit 
ein derart detaillierter 
Speisep ~an selbstver­
ständ~ich ist . 

Weiter soll in jeder 
Tei lanstalt täglich dem 
'tentralbeamten ein Mit­
tagessen aus dem "gemein­
samen Topf" vorgesteUt 
werden>das von ihm begut­
achtet wird . Zu jedem Es­
sen wird ein entsprechen-

der Kommentar in einem dafür 
angelegten Buch vermerkt. 
Zu dieser Begutachtung 
sollte nach Möglichkeit 
ebenfalls ein Vertreter 
der Insassen hinzugezogen 
werden. · 

Gemeinsam festgestellte 
Mängel sollen mit allem 
möglichen Nachdruck der 
Küche vorgetragen werden. 
Die Beamtenschaft sollte 
eigenmächtig die Abste~­
lunq aufgetre t- L P Mänge~ 
bet-reiben und hieruei der 
Unterstützung se ·'""ens der 
Anstalts leituaggewiß sein. 

Des weiteren verlautet 



BERICHT - MEINUNG 
verschiedentZieh aus tflZeW.e ,, ft'chlblick '~ Jät'~ilz 
" eingeweihten J<:L>eieen " , 
daß die Sauberkeit und 
Hygiene des Geschirrs 
( KübeZ. etc. J, wie auch 
der Küche seZ.bst, stets 
dann zu wünschen übrig 
Zäßt,wenn keine amtsärzt-
Liehe KontroZ.Ze avisiert 
ist. t:s ist daher mehr aLs 
nur wünschenwert, wenn 
zukünftig keine VoranmeZ.-
dung der Untersuchungen 
mehr erfolgt, anaernfaL- Zs 
aber unrege Zmäßige Kon-
trotZen durÖh die An-
staZ.tsZ.eitung seLbst vor-
genorronen werden. 

Die Insassenvertretung 
bittet um WeiterZeitung 
dieser Anträge an aLle 
maßgebZ.ichen SteLZen, so-
w-z-e e-z-nen Zwischenbe-
scheid über die SteZZung-
nahme der TeiZanstaZts-
lf3itung lii. 

Mit freundZiehen Grüs-

0 ~ sen lnsassenvertY>ci.-ung der ~ Teilanstalt Ill 

1 
fJfoe~o "tchlbe,cka.t~ 

~ ~ ~ 
. 

VIELEN DANK , 

ich jobbe neben meinem 
Sozialarbeiterstudium be i 
e inem Rechtsanwalt . D~eser 
drückte mir Euren "Licht-
blick" in die Hände . Ich 
finde Eure Leitung ganz 
prima . Darum würde ich mich 
sehr freuen , wenn ich öf-
ter Eure Leitung bekommen 
könnte . 

Vielen Dank im voraus 
Marlies L. 

5 I ICHTRI ICK 



"Die Vert-retung der Öf­
fentlichkeit in der Plöt­
ze ist gescheitert . 

· Beirat der Jugendstraf­
anstalt resigniert nqch 
zwei Jahren,' soweit der 
Berliner "Ta~esspiegel" . 

Der Moabiter Anstalts­
beirat und Rechtsanwalt 
Jürgen Graalfs schreibt 
in seinem Offenen Brief 
an Justizsenator Meyer : 
"Ich glaubte damals. daß 
ich mit dem Senator für 
Justiz bzw . dessen Mitar­
beitern - und nicht gegen 
diese - für ein Mehr an 
Gerechtigkeit sorgen, 
kämpfen könnte,um das Los 
der Menschen in Moabit 
menschlich erträglicher 
zu gestalten. 

4 Unerträglich ist auch 
die Praxis, wie Sie mit 
den Beiräten umgehen: Zu­
sagen werden gemacht, die 
dann später relativiert 
bestri~ten werden . Einmal 
blieb uns nur der Weg für 
Insassen, gegen die An­
staltsleitung zu klagen . 
Behinderungen werden auf­
gebaut,wo es oft nur mög­
lich ist." Wir haben den 
Brief in vollem Wortlaut, 
.sowie auch den Erfahrungs ­
~ericht der Beiräte der 
Jugendstrafanstalt abge­
druckt. 

Neue Beiräte werden 
sicher bald benannt wer­
den, aber es müssen schon 
ausgesprochene Idealist~n 
sein , die dies schwere Er-

be antreten wollen . Frei­
zeit wird für sie · dann 
klein geschrieben , wir se­
hen es täglich an einer 
Tegeler Beirätin.die nicht 
nur ihre Beiratfunktion 
voll erfüllt,sondern auch 
noch Gruppen leitet. So­
viel Engagement und per­
sönlicher Einsatz kann 
nicht wieder erwartet 
werden, bei .den Zuständen . 
wie sie im Erfahrungsbe­
richt und im Offenen 
Brief angeführt werden . 

Justizsenator Meyer 
auf Prob lerne angesprocher\ 
antwortet durchweg , "das 
wird geprüft,es wird aber 
einige Zeit dauern, bis 
wir wissen was die beste 
Lösung ist" . Dafür wird es 
jetzt höchste Zei.t,werin das 
Strafvollzugsgesetz nicht 
weiter nur eine Farce sein 
soll. 

Günter Grass sagte ein­
mal in Berlin "Ich liebe 
an der SPD, daß sie ihre 
Gesetze so langsam durch­
drOckt".Das mag etwae für 
sich haben ,aber ob dieser 
Grundsatz nur für die So­
zialdemokraten gilt? 

Drücken die Freidemo­
kraten Gesetze die sie 
mitzuverantworten haben 
überhaupt nicht durch? 

Dabei wäre dies i m Fal ­
le der Anstaltsbeiräte 
sicher kein Problem. Wenn 
jetzt gesagt wird,der Ge­
setzesauftrag ist mit Be~ 
rufung der Beiri:te erfüllt. 

r 

so muß dies in Ab rede ge­
stellt werden , die Bestim­
mungen für die Funktion 
der Beiräte liegen schon 
vo·r. seit der Zeit des 
großen Verfechters des 
liberalen Strafvollzuges 
Professor Baumann! 

Aber nichts in dieser 
Richtung geschieht , Bei ­
räte werden nicht nur 
nicht ernstgenommen, sie 
werden obendrein noch 
verschaukelt . 

Von der Anstaltsleitung 
in Plötzensee werden nicht 
ma l schriftliche Eingaben 
beantwortet.Der Anstalts ­
leiter und Sozialdemokrat 
begründet dies mit feh­
lender Zeit und Schreib­
kraft. 

Wenn Öffentlichkeit im 
Vollzug so blockiert und 
schikaniert wird, dann 
läßt sich das Vollzugs ­
ziel gemeinhin niemals 
erreichen , wie sollen Haft ­
entlassene Verständnis in 
der Öffentlichkeit finde!'\ 
wenn deren Vertreter aus 
den Anstalten vergrault 
wer den . Im vorliegenden 
Fall werden nicht nur Ge­
setzesaufträge nicht er­
füllt, hier wird auch 
unserefreiheit liche Demo­
kratie mit Füßen getre­
ten. - jol-



INFORMATION 

TÄTIGKEITSBERICHT DES 

ANSTALTSBEIRATS DER JUGEND-

STRAFANSTALT PLÖTZENSEE 

Mechthi l d Fel ix, Wolf­
gang Herrl inger, Themas 
von Lindheim, llse Hand­
re] la und Günter Opitz. 

• 
Ans taltsbeirat der Ju­

gendstrafanstalt Plötzen­
see in der Zentralen Be­
ratungsstelle Bundesallee 
42, 1000 Berlin 31 

• 
Da~ Arbeitsfeld des Bei­

rats. 
Oie fünf Mitglieder 

des Beirats sind zustän­
dig für die Jugendst r af- · 
anstalt Plötzensee. Zu 
ihr gehören die Häuser I , 
II , IV und das Haus V mit 
der Orogenstati on und 
Tbc - Station . In den Häu- ' 
sern , I, II , und IV sind 
ca . 325 Haftplätze , die 
Drogenstation hat ca . 18 , 
die Tbc.- Station 45 Plät­
ze . 

Hinzu kommt die Außen­
stelle Hütt i gpfad und die 
Nebenanstalt Saatwinkle~ 
Damm für ca . 80 Erwachse­
ne . Seit Anfang Oktober 
1978 gehört d i e Nabenan­
stalt für junge Unter­
suchungs- und Str afgefa n­
gene in der Neuköllner 1 
Schönstaedtstraße mit 70 1 

Plätzen dazu . 

Die Tätigkeiten des Bei­
rats 
Die konstituierende .Sit­
zung des Beirats fand am 
12 . April statt . Wir ga­
ben uns eine Wahl - und 
Geschäftsordnung. Einmal 
monatlich trafen wir uns 
zu einer gemeinsamen Be­
sprechung. Insgesamt fan ­
den 22 Sitzungen statt . 
· Zu Beginn unserer Ar­
beit wandten wir uns 
schr iftlich an den Sena­
tor für Justiz und an die 
Anstaltsleitung und stell­
ten uns vor. 

Wir nahmen an den Grup­
penleiterkonferenzen und 
an Wer kmeisterbesprechun­
gen teil , um uns den Mit ­
arbeitern in der Anstalt 
bekannt zu machen . Für 
die Inhaftierten ver faßten 
wir · ein Informations­
b lat t , das in allen Häu ­
sern ausgehängt und ver­
teilt wurde . Außerdem 
brachten wir 
sern I, II , 
kästen für 
nenpost an . 

in den Hä u-· 
undiV Brief­

di e Gefange-

Im Berichtszeitraum 
hatten wir se~hs Bespre­
chungen mit der Anstalts­
leitung . 

An drei Gr uppenleiter­
konferenzen nahmen Mit ­
glieder des Beirats teil . 
Einzelne Gespräche .~a0den 

1 

mit Werkmeistern statt , 
um von Insassen an uns 
herangetragene Fragen zu 
klä r en. Der Beirat wurde 
von vier Wohngruppen ein­
ge l aden. Auf Wunsch der 
Insassen der Tbc- Station 
fand dort ein Informa­
tionsgespräch statt. Wir 
waren mehrfach in der 
Drogenstation und infor­
mierten uns über di e Ar­
beit. 

Wir erhielten zahlrei ­
che Briefe von einzelnen 
Gefangenen und von Grup­
per) . 

Wir nahmen an eine r 
Besichtigung der Anstal t 
in der Kantstraße teil , 
die als mögliche Dr ogen ­
station im Gespr äch war . 

Oie Nebenanstalt in 
Neukölln besuchten wir 
vor und nach der Eröff­
nung . 

Im Übrigen haben zwei 
nitglieder des Beirats 
während des gesamten Be­
richtszeitraums Gruppen­
arbai t in der Jugendstraf­
anstalt du r chgeführt- in 
der Regel einmal wöchent ­
lich. Ei n wei teres Mit ­
glied hat~ etwa einma l mo ­
natlich Einzelgespräche 
mit I~~af~ierten geführt . 
, Einzelne Beiratsmi tglie­
~der nahmen an den - sel­
· ten stattfindenden - Voll -

LICHTBLICK 

I· 



Zugshelferkonferenzen 
teil . 

Die Kontakte mit der 
Senatsverwaltung be­
schränkten sich auf eine 
Korrespondenz. Auf acht 
Schreiben bekamen wir 
fünf Antworten . I m Okto­
ber 1978 fand das einzi­
ge Gespräch mi t dem zu­
ständigen Ref grenten 
statt . 

Die Probleme, die der 
Belrat aufgegriffen hat: 

Nach § 160 des Straf­
vollzugsgesetzes ist eine 
Gefangenenmitverantwort­
ung (GMV) für die Berei ­
che vorgesehen, die sich 
nach ihrer Eigenart für 
eine Mitwirkung eignen. 
Dazu sind Rahmenrichtli­
nien erlassen worden, die 
modellhaft die Einzelhei ­
ten der GMV regeln. Das 
Ziel soll sein, das Ver­
antwortungsbewußtsein der 
Insassen gegenüber ande­
ren und ihre Bereitschaft 
zu positiver Mitarbeit im 
Vollzug und an der Errei­
chung des Vollzugsziels 
zu stärken und anzuregen. 
Die Einrichtung der Gl1V 
soll auch dazu beitragen, 
das gegenseitige Verständ­
nis zwischen Insassen, 
freiwilliqen Mitarbeitern 
urid Justizvollzugsbedien­
steten zu fördern. 

Wir haben uns bemüht, 
die gesetzlichen Forde­
rungen in de.r Jugendstraf­
anstalt zu realisieren. 
In den Häu~sern I und II 
bildeten sich Insassen­
vertretungeJ.'l, mit denen 
wir Gespräche führten 
Die Insassenvertretungen 
suchten Ko>ntakt zur An­
staltsleitung, wünschten 
Gespräche 1:md legten ver­
schiedene Yorderungskata­
loge vor . 

Die .i\nstal tslei tung 
war bemüht, alle Ansätze 
einer GMV .zu torpedieren. 
Entweder wurden die Ge­
sprächswünsche ignoriert 

INFORMATIQ.N 
oder den Gefan~enen wurde 
ihre Kompetenz und Legi­
timation bestritten . Aus­
serdem hat die Anstalts­
leitung nie erklärt, wie 
die GMV gebildet werden 
soll und welche Aufgaben 
sie hat. Dies überließ 
man den Gefangenen, um 
ihnen anschließend erklä­
ren zu können, daß es "so 
nicht geht". 

Wir konnten nicht ver­
hindern, daß die Gefange­
nen nach einiger Zeit re­
signierten und ihre Ver­
suche einstellten, Insas­
senvertretungen zu bilden. ' 
Gleichzeitig meldete die 
Anstaltsleitung der Se­
na t sverwaltung, daß in 
Plötzensee die Gl1V getreu 
dem Gesetz und den Aus-

führungsvorschritten 
funktioniert. 

Ein Hauptproblem war 
im Berichtszeitraum die 
Doppelbelegunq. ~o!ir haben,. 
di es en Mißstand mehrfach 
angesprochen, konnten ihn 
aber nicht beeinflußen . 

Die Drogenstation hat 
mit den bekannten Schwie­
rigkeiten zu kämpfen . Ein 
zusätzliches Problem er­
gab sich daraus, daß die 
Psychologen auch damit 
beschäftigt waren, Gut­
achten über Lebensläng­
liche aus der JVA Tegel 
zu erstellen. Wir inter­
venierten deshalb bei der 
Senatsverwaltung, 
Erfolg. 

Wiederholt haben 
auf bauliche Mängel 
gewiesen und uns für 

ohne 

wir 
hin­
Ver-

besserungen eingesetzt. 
Im Haus II in Plötzensee 

gibt es bis heute keine 
Möglichkeit, sich optisch 
oder akustisch bemerkbar 
zu machen. Es existieren 
lediglich mechanische 
"Fahnen", die die Beam­
ten in der Zentrale des 
Hauses nicht wahrnehmen-
können . Unsere Bemühungen 
-blieben ergebnislos . 

Die Turnhalle war lan­
ge Zeit unbenutzbar, so 
daß Sport im Winter fast 
ausfallen mußte . Die 
Schwierigkeiten sollen 
bei dem Senator für Bau­
und Wohnungswesen gelegen 
haben; jedenfalls erklär­
ten sich die Anstaltslei­
tung und die Senatsver­
waltung für Justiz als 
unzuständig . 

Mehrfach hat 
unzureichende 
einer Werkhalle 

uns die 
Belüftung 
beschäf-

tigt .Verbesserungen konn­
ten wir nicht erreichen. 

Im Haus IV gibt es kei­
ne durch Zwischendecken 
getrennte Stationen. Da­
raus folgen für die In­
sassen Nachteile . Sie 
werden zum Beispiel häu­
figer weggeschlossen und 
gezählt als die Insassen 
der Häuser I und II. Un-
sere Versuche, 
ändern und eine 
Gleichbehandlung 
reichen, blieben 
los. 

dies zu 
stärkere 

zu er­
erfolg-

Die ärztliche Versox­
gung wurde von den Insas­
sen häufig kritisiert . 
Die Mängel wurden zum 
Teil von der Anstaltslei­
tung bestätigt. Abhilfe 
war - angeblich - nicht 
möglich. 

Im Berichtszeitraum 
'ist die Ausbildung im 
Lehrbauhof der Jugend­
strafanstalt eingestellt 
·worden. Der Vollzug hat 
sich nicht rechtzeitig 
auf die neuen Ausbildungs­
vorschriften eingestellt. 
Versuche die überbetrieb­
liche Ausbildung etwa 
durch Honorarkräfte si­
cherzustellen, scheiter-
ten . 

Wir haben uns für ver­
schiedene Verbesserungen 
im Freizeitbereich einge­
setzt. Die Ausstattung 
d0r Anstalt mit Automaten 
für Tabakwaren und Geträn­
ke ist unzureichend. Aus­
serdem gibt es nicht ge-



nügend Bemate mit einem 
Sportübungsleiterschein. 

Wir ha.ben uns vergeblich 
darum bemüht, Beamte ohne 
Schein in die Versicherung 
einzubeziehen. Außerdem 
klagten die Gefangenen 
über den mangelhaften zu­
stand der Fernsehgeräte. 
Spenden eines Gerätes für 
die Slrafanstal t scheitern 
daran, daß die Spender 
für die Folgekosten, für 
die Gebühren, aufkommen 
müssen. Unsere Versuche, 
dies zu ändern, sind noch 
nicht abgeschlossen. 

Die Nebenanstalt Neu­
kölln wurde noch in der 
Renovierungsphase in Be­
trieb genommen. Es gab 
zahlreiche Schwierigkei ­
ten, vor allem war die 
ärztliche Versorgung 
nicht gewährleistet. In­
zwischen hat es einige 
Verbesserungen gegeben; · 
allerdings findet der an­
gekündigte Wohngruppen­
Vollzug nicht statt. 

Die Schwierigkeiten 
des Beirats und die Er­
gebnisse unserer Arbeit: 

In der zweijährigen 
Tätigkeit des Beirats hat 
sich gezeigt, daß die 
Aufgaben nicht zu b~wäl­
tigen sind, die den Bei­
räten durch die Ausfüh­
rungsvorschriften des Se­
nators für Justiz zu §162 
StVollzG vom 6. Oktober 
1976 zugewiesen werden. 
Dies hat mehrere Gründa 
Die Funktionen eines Bei­
rats sind unklar, die 
Ausführungsvorschriften 

sind zu allgemein und i~ 
sich widersprüchlich.Die 
Beiratsarbeit kann deshalb 
nur dann erfolgreich sein, 
wenn alle Beteiligten 
dies wollen. Dies ist 
·aber nicht der Fall. Die 
Beiräte sind offens~cht-
lich der Justizvet~al-
tung und den Anstalten 
aufgezwungen worden und 
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werden bis heute mehr 
'oder weniger - deutlich­
abgelehnt. Jedenfalls hat 
sich die Senatsverwaltung 
und die Leitung der JVA 
Plötzensee ständig be­
müht, uns zu paralysieren 
Man ließ uns leerlaufen 
und machte uns deutlic~ 
daß w1r keine klar defi­
nierten Kompetenzen haben. 

Zu den Gründen im ,Ein­
zelnen : 

Gemäß Nr .2 der Ausfüh­
rungsvorschriften wirken 
die Beiräte bei der Ge­
staltung des Vollzv~es~ 
bei de~ Betreuung der Ge-

·fangenen und bei ihrer 
Eingliederung nach der 
Entlassung mit. 

An der Vollzugsgestal­
tung kann ein Beirat nur 
mitwirken~ wenn die dafür 
Verantwortlichen dies 
wünschen.Unsere Mitwirkung 
ist nie geWÜnscht worden. 
Wir konnten höchstens er­
reichen~ &3 man uns anhör­
te. 

Die angesprochene Be­
treuung und Nachbetreuung 
ist bei über 400 Gefange­
nen und bei der starken 
Fluktuation natflr.Uch aus­
geschlossen~ obwohl es die 
.Anstaltsleitung sicher 
gern gesehen hätte~ wenn 
wir uns in einigen Ein­
zelfallhilfen erschöpft 
hätten. 

Die Beiräte sollen Ver­
treter der Öffentlichkeit 
sein, die ihrerseits die 
Öffentlichkeit unterrich­
ten . 

Wir leiteten unsere 
Stellung von dem Senator 
für Justiz ab~der uns be­
rief. Dadurch wird der Bei­
rat vor allem in der 
Strafanstalt der Verwal-

,tung zugeordnet~ der der 
Beirat eigentlich auch 

.kritisch gegenüberstehen · 
sollte.Außerdem waren wir 

·keine Vertreter der Of-
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fentlichkeit;wir sind be­
ruflich oder ehren~tlich 
schon l~age mit dem Voll­
zug verbunden.Die ~ffent­
lichkeit interessierte 
sich nicht für uns~ wir 
verfv~ten über keine Mög­
Uchkei ten~ sie zu unter­
richten. 

Die Beiräte haben nicht 
die Aufgabe einer Be­
schwerdeinstanz. Sie sol­
len aber Wünsche,Anregun­
gen und Beanstandungen, 

·also Beschwerden der 
Insassen entgegennehmen. 
Dieser Widerspruch zeigt~ 
daß die Funktion und Rol­
le der Beiräte unklar de­
finiert ist. Dies wirkt 
sich natürlich auf das 
Selbstverständnis der .Bei­
ratsmitglieder aus und be­
wirkt~ daß sie sich im 
Vollzug nicht eindeutig 
vermitteln können. 

Avßerdem bleibt offen~. 
warum sich Insassen mit· 
ihren Wünschen~ Anregun­
gen und Beanstandungen 
zunächst an uns und nicht 
direkt an die Ans talts­
leitung oder die Auf­
sichtsbehörde wenden 
sollen. 

DerBeirat erhält damit 
die Funktion eines"Fil­
ters'' und ''Puffers", der 
,die Leitung und die Be­
hörde entlasten und einen 
Teil der Energien auffan ­
gen und absorbieren soll, 
diedie Insassen noch auf­
bringen . 

An die fünf ehrenamt-
lichen Beiräte werden An­

lforderungen gestellt, die 
lwir unmöglich erfüllen 
konnten : Wir sollen die 
Arbeit imVollzug beobach­
ten, die Anstaltsleitung 
und die Aufsichtsbehörde 
bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben unterstützen,An­
regungen und Verbesse­
rungsvorsc~ läge unter­
breiten, ums in ständiger 
Fühlungsnahme mit der An­
staltsleitung und der Auf-
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sichtsbehörde um die Be­
seitigung von Mängeln und 
die Verbesserung des 
Vollzuges bemühen, Aus-
künfte von der Anstalts-. 
Ieitung verlangen und der 
Anstaltsleitung bzw. der 
Aufsichtsbehörde unsere 
Feststellungen,Anregungen 
und Absichten mittei Jen. 

~1it dieser> Aufzählu"'ff 
ist das Soheiteron eines 
3eiroats vorogegeben, vor> 
alLem, ~enn ihn die An­
stalts lei tung und die Aut­
siohtsbeh6rode soheiteron 
lassen wollen. Diese Auf­
gaben k~nnen von Beroufs­
tätigen, die die Beroeit- 1 

sohaft ehroenamt Zieh - ne-~ 
benbei - eroledigen, un­
möglich bewäl-tigt weroden. l 
Wir haben eingesehen, daß 
es nicht unsere persön-
1 iche Unfähigkeit ist, 
wenn wir die vorgegebene 
Arbeit für die vier Häu­
ser der JVA- Plötzensee , 
für die Außenstelle und 
für die zwei Nebenstellen 
nicht leisten konnten. 

;.Jiro sind der> er>ste Bei­
roat der> JVA-Pl~tzensee 
und rrrußten Neuland betroe­
ten. Von Anfang an ver­
standen wir> uns als Beiroat 
für aUe und nicht als In­
sassenverotretung etwa der> 
Insassen oder der> Mitaro­
beiter. Die verosohiedenen 
Gruppen mußten natürolioh 
ihroe Erofahrungen mit uns 
machen und auspr>obieroen, 
ob wir> ihnen nützen ~n­
nen. 

Se Zbs tvers tändZioh gibt 
es grooße Interoessengegen­
sätze in der> Anstalt. Wün­
sohe und Foroderungen der> 
Insassen sind ganz anaeroe 
als die der> Anstaltslei­
tung . Demgemäß 1·-:mn es der> 
ßeiroat nie allen roeoht 
machen. }lenn wir> Wünsche 
der> Gefangenen verotr>aten, 
stießen wir> mit der> An­
staltsleitung oder> der> 
Aufsiahtsbeh~rode zusam­
men. Reohtferotigten wir> 
,Maßnahmen der> Leitung, _I 

r·'AI 1979 
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veroärgerten wir> die In­
haftierten. Die Gefangenen 
waren die einzige Gruppe, 
die den Kontakt mit dem 
Beiroat gesucht hat. Wir 
erohieZten Br>iefe und Ein­
ladungen. An uns wurden 
~iUnsohe und Anregungen 
heroangetragen. Die Inhaf­
tierot~a waren unseroe 
hauptsächliche Infor.ma­
tionsquelle . So gerieten 
wir in die Ro Ue des "Ge­
fangenenbeiroats", die wir> 
ursprünglich nicht über­
nehmen wollten. 
Allerdings mußten die Ge­
fangenen ständig die Ero­
fahrung machen, daß ihnen 
der> Bei·rat nicht helfen 
konnte . Daher> erZahmte 
schließlich auch ihr> In­
teroesse an dem Beirat . 

FiJ..r den Aufsichtsdienst 
hat der> Beiroat keine Be­
deutung erlangt. f.Jiro hat­
ten wenig Kontakte zu dem 
ailgemeinen Vollzugs­
dienst. Der> Aufsichts­
dienst verofolgt seine In­
teroessen vor> allem durch 
die Perosonalr>äte und 
dUrch die Berufsverbände, 
mit der~a Macht und Ein­
fl~ß ein Anstaltabeiroat 
natür lieh nicht konkurrie-
roen kann. 
Die einzelnen Beamten, mit 
denen wir bei unseroen 
Besuchen zu tun hatten, 
begegneten uns froeundlioh 
und desinteressierot. Sie 
orodnet~a uns in die Grup­
pen der Sohutzhelfer> ein. 
:.fit dem Sozialdienst hat­
ten wir ebenfalls wenig 
Kontakt . 

ln Einzelfällen wurden 
wir angesprochen und auf 
konkrete Mißstände hinge­
wiesen. Auch in diesen 
Fällen hat sich jedoch 
unsere Ohnmacht heraus ­
gestellt.Die gleichen Er­
fahrungen machten die An­
staltsgeistl ichen. 

Die freiwilligen Mitar­
beiter> Sahutzhelfer­
standen dem Beirat aufge­
schlossen gegenüber> und 
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hofften auf Unterostützung. 
Wir> hatten allerodings 

Schwierigkeiten, diese 
Mitarbeiter> kennenzuler­
nen. Zuletzt weigerte sich 
die Anstaltsleitung sogar, 
uns eine Adressen! iste 
auszuhändigen.Offensicht-
1 ich wird die Vereinze­
l ung und Isolation der 
freiwi 11 igen tli tarbeiter 
gewünscht. 

Unseroe Ver>suohe dem e-at­
gegenzuwiroken, die frei­
willigen Mitar>beiter zu­
sammenzufassen und zu ko­
ordinieren dauern an. 

Die Anstaltsleitung war> 
von Anfang an bestrebt, 
möglichst wenig Arobeit mit' 
dem Beiroat und durch den. 
Beiroat zu haben. 
Sie erohoffte sich zunächst· 
von uns eine Unterstützung 
gegenabero der ßenatsver­
waltung. 
Wir> haben zahlroeiohe Pro­
bleme aufgegriffen, die be­
reits in der> Diskussion 
zwischen der> Leitung und 
der> Aufsiohtsbeh6rode wa­
ren. Al Zerodings konnten wir> 
nicht mehr> dUrchsetzen 
als die Anstaltsleitung. 

Im Obrigen hat uns die 
Ans ta 1 ts 1 ei tung ignoriert . 
Erst 1979 - nachdem der 
Anstaltsleiter gernaß Nr. 
14 der Asuführungsvor­
schriften vom 7. April 
1978 verpfl lchtet wurde, 
den Beirat über wichtige 
Veränderungen im Volt ­
zugsbereich zu informie­
ren - hat sich die Lei­
tung zum ers tenma 1 an 
uns gewandt und ein Ge­
spräch angeregt. 

ln den Jahren 1977 und 
1978 sind alle Initiati­
ven von uns ausgegangen. 

Wir> haben uns jeweils 
mündZieh oder> schriftl-ich 
an die Leitung gewandt. 
Dadur>oh waren w · imner in 
der> Poai tion der Fragenden 
und Forodernden und wuroden 
in die RolLe der> Queru­
lanten gedr>ängt. Als 
gleichwertige Q?spräohs-



partner, die selbst einen 
Rat geben k8nnen oder zu 
gepÜlnten Entwicklungen 
Stellung nehmen oder vor 
grunds~tzlichen Entschei­
dungen geh8rt werden soU­
ten, wurden wir nie akzep­
tiert. 

DieAnstaltsleitung hat 
den Beirat nie gefragt 
oder um eine Stellungnahme 
gebeten. Sie 1 i eß uns 
vielmehr me rken und er­
klärte dies auch, daß sie 
den Bei rat für v<>ll i g 
überflÜssig hielt . Eine 
schriftliche Beantwortung 
unserer Briefe wurde ab­
gelehnt. Fehlende Zeit 
und feh 1 ende Schre ibkräfte 
wurden als Begründung ge­
nannt, ein Hohn , wenn man 
bedenkt, daß wir unsere 
Briefe in unserer Freizeit 
selbst schreiben müssen . 

Wenn wir in Gesprächen 
die Beseitigung von Män­
geln und die Verbesserung 
des Vollzuges erreichen 
wollten, erfuhren wirre­
gelmäßig, daß dies nicht 
möglich sei . 

Unsere Erfo Z.gs losigkei t 
war natta> Zieh von der An­
staltsleitung beabsich­
tigt . Dadurch erZahmte 
die Bereitschaft der Ge­
fangenen und des Perso­
nals, sich mit dem Beirat 
in Verbindung zu setzen. 
Dadurch verstärkte sich 
mit der Zeit auch unsere 
Resignation. 

flichtige Ereignisse er-
fuhren wir gar nicht, 
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durch Zufall oder aus der 
Zeitung . Im Berichtszeit­
raum hat es mehrere Todes­
fälle in der Anstalt ge­
geben. Dies erfuhren wir 
durch besorgte Gefangene, 
die um ihr eigenes ieben 

- fü:r>chteten . Die Anstalts­
leitung hielt es nicht 
fü:t> ootig, uns zu infor­
mieren. Am 7. Dezember'78 
haben wir> im"Tagesspiege l" 
gelesen, daß eine Feier-
stunde im Beisein des 
Justizsenators in der An­
stalt stattfand, bei der 
zahlreiche Lehrlinge frei ­
gesprochen wur>den. Wir 
WUr>den entweder bewußt 
nicht eingeladen oder ~an 
hat uns einfach vergessen. 
Beides wär>e bezeichnend. 

Mitte Mär>z 1979 wurde 
eine Wohngemeinschaft als 
Stufe 3 der Drogenabtei­
lung er8ffnet; wir er>fuh­
ren dies nur durch ZufalL 

Die Beziehungen des 
Beirats zur Aufsichtsbe­
hörde entsprachen denen 
der Anstaltsleitung aller­
dings hat die Senatsver­
waltung wenigstens unsere 

Br>iefe beantwortet, wenn 
auch oft mit großer Ver­
zögerung . 
;Alle unsere Wünsche, Vor­
schläge und Anregungen 
wurden- gelegentlich mit 
Bedauern abgelehnt. 

Nie ist jemand aus der 
Abteilung V initiativ ge­
worden und auf den Beirat' 
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zugegangen . Wie können 
wir an der Gestaltung des 
Vollzuges mitwir ken, wenn 
wir wichtige Entwicklungen 
und Entscheidungen in den 
Tageszeitungen nachlesen 
müssen? In die Diskussio­
nen , Haus IV in Plötzen­
see zum Hochsicherbei ts­
bereich auszubauen,wurden 
wir nicht einbezogen . Die 
Eröffnung der Nebenanstalt 
Neukölln erfuhren wir aus 
der Zeitung . An der kon­
zeptionellen Gestaltung 
der Nebenanstalt wurden 
wir nicht beteiligt . Die 
Planung, in der Anstalt 
Hakenfelde Freigänger aus 
dem Jugendvollzug unter­
zubringen, entnahmen wir 
der Zeitung, obwohl wir 
wenige Tage zuvor unser 
einziges Gespräch mit dem 
zuständigen Referenten 
hatten. Planungen,die Ne­
benanstalt Neukölln für 
Drogenabhängige zu benut­
zen, laufen ohne den Bei ­
rat. 

• 

Die Konsequenzen des Bei ­
rats: 

Für vier der fünf Mitg l ie­
der des Anstal tsbe i rats 
haben diese Erfahrungen 
die Konsequenz, daß sie 
nicht mehr dazu bereit 
sind, noch einmal in dem 
Beirat mitzuarbeiten. 

LI c; ITBLI CK 
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BERICHT - MEINUNG 

C[FFIINII 
.... -· 

Sehr geehrter Herr .Senator 

Meyer , 

nur zu gut erinnerq. ioh 
mioh nooh an die Betroffen­
heit~die viele andere mit 
mir bei dem tragisahen 
Selbstmord von Horst Raokow 
in t.foabi t in ZusC11TU11enhang 
mit dessen Auseinanderset­
zung mit der Justiz bzw. 
Bürokratie verspürten. 
.'-fein En tsoh luß~ mioh als 
Anstaltsbeirat neben mei­
ner beruflichen Tätigkeit 
in meiner persönlichen 
Freizeit zu~ Verfügung zu 
stellen~ hä'Yl{Jt u.a . mit die­
sem Ereign·is zusC11TU11en. 

Ich glaubte damals,daß 
ich mit dem Senator für 
Justiz bzw. dessen Mitar­
beitern - und nicht gegen 
diese - für ein Mehr an 
Gerechti gb i t sorgen, kämp­
fen könnte,um das Los der 
Menschen in Moabit mensch­
lich erträglicher zu ge­
stalten. Mir war sehr 
schnell klar , daß die Men­
schen , die i eh in der UHAA 
Moabit traf, nicht zu den 
Privilegierten dieser 
Weh 1 s tandsgese 11 schaft ge- • 
hörten. 

I eh mußte in den vergan- 11 
genen 2 Jahren während me i­
ner Tätigke i t als Beirat 
leider die schmerzliche Er-· 
fah r LJng machen ,daß die Ko- · 
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operation mit Ihnen bzw . 
de r Senatsverwaltung für 
Justiz mehr Illusion als 
Realität war und daß die 
So 1 i dar i tät zu cen Menschen 
und das Bild von Mensch-
1 ichkeit in Ihrem Hause 
nicht mi t dem überein 
stinmt,fürdas ich meinte , 
es sich lohnt zu kämpfen. 

Seit Horst Raokow ist 
die Kette der Selbstmorde 
in Moabit nioht abgeris­
sen. Informationen über 
Art Und Umstände dieser 
Selbstmorde wurden wie so 
vieles andere mehr unter­
drückt ,aZ.s daß sie fUr die 
beiräte zu erhalten waren 
(Nur zufäll ig erfuh r ich 
über die Selbstmorde um 
die Weihnachtszeit von In­
sassen). 

A 7-s Zetztes Glied in der 
Kette totaler Selbstzer­
s törung in Moabit spreohe 
ioh d~~ Selbstmord von 
Rudolf Hozak an. 

Wie ioh aus der Zeitung 
erfahre~ erhängte er sioh 
-wie es dort heißt-an ei­
nem Sohnil:t'senkel. In einer 
menschenunwürdigen Umge­
bung beging er alleinge­
lassen-, verzweifelt,unbe­
achtet undwertlos in sei ­
ner Zelle Selbstmord. 

Wie Gefangene mir be­
richtet haben~soll er aus 
Tegel naoh Moabit verlegt 

.worden sein und gegenüber 
Ihrem Hause sa·hwere Vor-

würfe wegen der Inaktivi­
tät der Anstaltsleitung 
in Tege l in Saoh~a Ein­
sohleusung von Heroin ge­
maoht haben. 

Wie ioh hörte~soll Ru­
dolf Hozak besonders un­
ter der Isolierung in der 
UHuAA Moabit gelitten ha­
ben. Seine Selbstmordäuße­
rungen sollen in Ietzter­
Zeit häufiger aufgetreten 
sein, wohl auch nach Ge-

·sprächen mit Personen Ih­
res Hauses. 

Ist bei diesen Gesprächen 
auch über die Selbstmordab­
sicht des Rudolf Hozak ge­
sprochen worden? Fr agen 
inwieweit Zusammenhänge 
zwischen der Verlegung 
von Tegel nach Moabit und 
oder den Gesprächen von 
Rudolf Hozak mit Herren 
Ihres Hauses bestehen, 
drängen sich auf . 

Konnte Herr Hozak auf­
grund dieser Gespräche 
glauben, Selbstmord sei 
die beste Lösung ? Wel­
che Beamten wurden über 
die Selbstmordgefahr des 
Insassen informiert? 

Rudolf Hozak hat sich 
aufgehängt . Den Tod sah 
er als einzigen Ausweg, 
um der Isolation , den ei­
genen Problemen und der. 
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umenschl ichen Maschinerie 
Moabit und dem Justizappa 
rat zu ent r innen. 
Der Tod von Rudolf Hozak 
macht mich traurig. 

In der Beruhigungszelle 
in Moabi t Haus II liegt 
bereits der nächste Kan­
didat: Bruno Schön, rück­
verlegt aus Tegel nach Mo­
abit.Verzweifelt, aggres­
siv, zerschlug er se1n 
Zeilenmobiliar, dumpf 
stiert er seit Tagen an 
die Decke der Beruhigungs­
zelle im Keller, den er 
sich weigert zu verlassen. 
Er, der mir äußerst sui­
cidgefährdet erschein~ 
könnte der nächste sein. 
Und dann??? 

Die Anstaltsleitung 
schweigt , sie funktionier~ 
Ein inkompetenter Appar at , 
was die UHuAA und ihre 
Menschen anbetrifft. 
Wir haben es Ihnen, Herr 
Senator, mehrfach ge­
schrieben, ins Gesicht 
gesagt. 

Sie schweigen zu dieser 
Inkompetenz- lassen viel­
mehr entgegen einer Verein­
barung zwischen dem Sena­
tor und den Beiräten wei­
ter von Tegel nach Hoabit 
rückver legen , eine uner­
trägliche Praxis . 
Unerträglich ist auch die 
Praxis , wie Sie mit den 
Beiräten umgehen : Zusagen 
werden gemacht , die dann 
später relativiert, be­
stritten werden. Einmal 
blieb uns nur der Weg 
für Insassen gegen die An­
staltsleitung zu klagen . 
Behinderungen werden auf­
gebaut, wo es oft nur mög­
lich ist . 
Das,Herr Senator , ist Ih­
re Gesprächsber eitschaft, 
eine ausgezeichnete Waffe 
gegen Veränderungen im Be­
reich der Justizvollzugs­
anstalten zum Wohle der 
Menschen. 

BE;RICHT - MEINUNG 

. Mein Mitgefühl flleine Soli­
darität mit den Selbst­
mördern,Selbstmordgefähr­
deten, Deprimierten und 
stumpfsinnig in den Be­
ruhigungs- bzw. Einzel­
zellen Vor- sich-hin-Star­
renden werden Sie nicht 
brechen . 

Aber ich muß es ges~e­
hen, Sie und Ihr Haus flö­
ßen mir inzwischen Angst 
ein. Jetzt, wo die Wahl für 
Sie gelaufen ist, jetzt 
konnnt der große Kahlschlag 
- gegen engagierte, kri­
tische Beiräte -,die sich 
weigern, sich als Alibi 
für Ihr Haus mißbrauchen 
zu lassen,die Ihre Gegen­
kontrolle ernstnehmen. 

3 Unbequeme,mir als be­
·sonders kritisch bekannte 
Beiräte der Frauenhaftan­
stalt wurden von Ihnen 
liquidiert. Sie traf en 
diese Entscheidung bewußt 
unter ausdrücklicher Um­
gehung des Berliner Volt­
zugsbeirats nach Rückspra­
che mit dem Sozialarbeiter 
HöflichJ der sich selbst 

Kritik von allen Seiten 
ausgesetzt sieht . Die Mas­
ke, d i e Sie nach den Wah·­
len fallen gelassen haben, 
indem Sie derartige schwer­
wiegende, die Personen 
auch diskriminierende Maß­
nahmen ohne Rücksprache 
des Berliner Gesamtvolt ­
zugsbeirats und unter Miß­
achtung eines adäquaten 
Weges,z.B. einer Rechts­
mittel bel e hru~ , e inschl u­
gen, macht mir Angst . 
Sicherlich werden dies · 
bald noch andere Beiräte 
zu spüren bekommen, sobald 

'Sie sich nicht als Alibi 
für Ihr Haus mißb~auchen 
lassen. 

Die Beiratstätigkeit in 
den Berliner Justizvol~ 
Zugsanstalten darf nicht 
z~ Erliegen kommen , darf 
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nicht von augepaßten JA­
Sagern wahrgenommen wer­
den . Die pastorale Ruhe, 
die Sie und Ihr Haus,Herr 
Senator , suchen,macht mir 
Angst. 

Ich fordere daher aus­
drücklich die Wiederein­
setzung der Beiräte der 
Lehrter Straße, 
eine Untersuchung über die 
Selbstmorde, insbesondere 
den von Rudolf Hozak, 
die Einhaltung der den 
Beiräten gegenüber gemach­
ten Zusagen und die Reali­
sierung des Strafvollzugs­
gesetzes in der Untersuch­
ungs-und Haftanstalt Moa­
bh . 
Um meinen Forderungen Nach­
druck und meine Trauer für 
den mir unbekannten Men­
schen Rudolf Hozak Aus­
druck zu verleihen , habe 
ich mich entschlossen,die 
Anstalt ~foabit in der kom­
menden Nacht nicht zu 
verlassen und mit Gefan-

. genenund Beamten über die 
hier aufgezeigte Problema­
tik zu sprechen . 

Hochachtungsvoll 
Jürgen Graalfs 
Anstaltsbeirat 

I ICHIBLICK 
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Häftling in Zelle.vergess.en 
18jähriger Beifahrer nadl Unfall 18 Tage ohne Nahrung 

ltr e g e n z (dpa). Mehr als zwel Wochen 
lang verbrachte 1n Osterreich ein junger 
Mann ohne Nahrung 1n einer Arrestzelle der 
Polizei. Man hatte ihn einfach vergessen. Erst 
am Mittwoch, 18 Tage nach seiner Festnahme, 
wurde er zufällig von einem Beamten ent· 
deckt und sofort in ein Krankenhaus eingelie­
fert: Der Zu~tand des völlig entkräfteten Man­
nes ,soll, wie am Donnerstag verlautete, ernst 

ner Kette von· Mißverständnis'sen.-. Na.ch den 
bisheriQ"en ·Ermittlungen wU.rde .Andreas ·Mih· 
avecs von Beamten eines anderen P.ostens, 
die in Höchst Aushilfsdienst taten, festgenom­
men. Als diese wieder aus Höchst abgezogen 
wurden, ver,säumten sie es, ihre Kollegen dar­
auf aufmerksam zu machen, daß sich der.jun­
ge Mann in der Zelle befand. Da die Höchster 
Gendarmen kein Protokoll über die Festnah­
me und Inhaftierung von Mihav.ecs vorfanden, 
e.rklärten sie dessen Verwandten, die Vermiß­
tenanzeige erstatteten, sie könnten ihn nicht 
ausfindig machen. 

sein. . · 
N<.lth Angaben der Behörden war der 18jäh­

rige am 1. April zum Polizeiposten in der Vor­
arlberger Gemeinde Hoechst gebracht wor­
den, um als Beifahrer über einen schweren 
Verkehrsunfall auszusagen. Aus bisher unge­
klärten Gründen wurde aber nicht der offen­
bar alkoholisierte Fahrer des Unfallautos in­
haftiert, sondern der unbeteiligte 18jährige. 
Der Fahrer wartete indessen auf seine Ver­
nehmung, und der zuständige Polizeibeamte 
nahm an, daß niemand in der Arrestzelle sei. 
Die Zelle liegt etwas außerhalb, und so konn­
te niemand das Rufen des jungen Mannes hö­
ren. 

Die Zelle, in der Nihavecs 18 Tage lang 
ohne Essen und Trinken eingesperrt war, ist' 
ein zwölf Quadratmeter großer fensterloser 
Raum. Nach vorliegenden Berichten waren 
weder Ventilation noch Notbeleuchtung ein­
geschaltet, so daß das Opfer in völliger Dun­
kelheit vegetierte. Ein behandelnder Arzt 
meinte, daß Mihavecs überlebt habe, sei mög­
licherweise darauf zurückzuführen, daß es in 
sein-er Zelle kalt und feucht war. Der .junge 
Mann verlor in seiner Kerkerzeit 24 Kilo­
gramm ·Gewicht. 

Nach Ansicht der Ärzte grenzt es fast an 
ein Wunder, daß der Mann überlebt hat. Er 
hatte in den 18 Tagen nur die bei seiner Fest­
nahme ausgehändigte Essensration zur Verfü­
gung. Der Österreichische Innenminister Lanc 
hat eine Uberprüfung des Vorfalls imgeord­
net. 

Die verantwortlichen Gendarmeriebeamten 
müssen mit einem Disziplinarverfahren und 
bei Feststellung. grober Fahrlässigkeit mit ei­
nem Prozeß rechnen. In einem Rundfunkinter­
view erklärte der Dornbirner Anwalt Günther· 
Hagen, in· Bregenz habe sich vor eineinhalb 
Ja_hren ein ähnlicher Fall zugetragen .. Einer 
semer Mandanten sei damals ebenfalls einige 
Zeit in seiner Haftzelle • vergessen • worden. 

Von der Höchster .Polizei wurde mitgeteilt, 
der skandalöse Fall ·beruhe offenbar auf .ei-
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Harte Vorwftrfe gegen Anstaltsleitung und I ständlich wird die Anstaltsleitunq kritisiert: 
Justl%verwaltung erhebt der Anstaltsbeirat Sie habe .;den Beirat nie qefraqt oder um eine 
der Jugendstrafanstalt PlÖtzensee 1n seinem Stellungn~hme gebeteri•. Eine schriftlidl.e 
jetzt vorgelegten Tätigkeltsberidlt. .,Alle un- Beantwortung der Briefe wutde abqelehnt. 
sere Wünsdle, Vorsdüäge und Anregungen . Sie lie~ uns vielmehr merken· und erklärte 
wurden - gelegentll~ mit Bedauern - abge- dies auch, daß sie den Beirat für völlig über­
lehnt, u .heißt es nadl einer elfseitigen Aufzäh- flüssiq halte. • Die Erfolglosiqkeit sei von der 
lung von Mißständen nnd MißerfolgEin nadl. Anstalsleitung . beabsichtigt" gewesen, be­
zwei Jahren ehrenamtlldler Arbeit. Vier der haupten die Beiratsmitglieder. Die gleichen Er­
fünf Mitglieder sind nldlt bereit, nodl einmal fahrung:en habe man mit der Justizverwaltung , 
ln dem Beirat mitzuarbelten. · gemacht. Wichtige Entschei!fungen habe man 

Mit dem Scheitern dieses Beirates ist der nur aus der Presse erfahren. I 
zweite Fall bekanntgeworden. Schon der An- Die Anstaltsbeiräte gibt es qesetzlich ·seit 
staltsbeirat der Haftanstal t' für Frauen ist dem Inkrafttretim des · Strafvollzugsqesetzes 
nicht mehr arbeitslähiq .• Hier hatte Justizsena: am 1. ·Januar 1971. In den 'Ausführunqsvor­
tor Meyer, wie berichtet, dreietl' der fünf Bei- I schritten des JustizsenatollS vom 6. Okto­
ratsmitglieder tnit der Beqründunq .kein Ver- ber.1976 sind ihre Aufqaben ~lar q~reqelt. Da­
trauensverhältnis" qekündiqt. · nach sollen die Beiräte· als Vertreter der IJf-

Der Beirat der .Plötze", dem ünter anderen fentlichkeit ehrenamtlich. bei der Gestaltunq 
der Jugendrichter Her.rlinqer anqehört, zählt des· Vollzug~s und bei der Betreuunq der ln­
in seinein Bericht Bemühunqen auf, die sämt- sassen mitwirken. Geforde'rt ist eine .ständige 
lieh erfolglos waren. Der Beirat konnte nicht Fühlungnahme mit der Anstaltsleitunq und 
verhindern, .daß die Gefangenen nadl einiger der Aufsichtsbehörde um die Beseitiqunq v.on 
Zeit resiqhierten tmd ihre Versuche ·einstell- ·Mängeln"·. Mindestens einmal im .Jahr soll 
ten, Insassenvertretungen zu. bildep. •. Die . eine· Besprechung mit der Anstalts!'eitu.ng und . 
Dop.p1Hbelegunq, konnten di~ MitqJieder dem Abteilungsleiter 'der JustiZ'Verwaltung 
nicht beeinflussen". Die Bemühungen zur stattfinden. · _ · 
Abhilf-·der baulichen Mänqel..,blieben erfol!f- Eine Stellungnahme des Justizsenators. iu 
los·. Für den · Ausfall der sportlichen Ver an· · .d.er:. Kritik war geatem abend nicht mehr ·zu 
&taitunqel). erklärte sich die Justizverwaltunq· erreichen, d~ ·sich' d~r- Gesamtvollzugsbeirat 
als .unzuständig•: Versudie, eine Gleidlbe- mit dem Senator zu_.einer Besprechpng .~rai . .. 
handJung zu e rreichen, .blieben ~rfolqlos•. .. * r, 1 

-Eine Abhilfe der Mängel in der ärztlichen , · 
Versorgung war . ni<!M möqlich•. Versu~he;.. Wohlklingende AusführUngsvorschriften er· 
.die überbetriebliche 'Ausbildung sicherzustel- setzen kein entsprechendes · Bewußtsein. 'Ais· 
len, .scheite.rten• .• Vergeblich•' bemühte ma.n unabhängige Kontrollinstanz sieht. das Gesetz 
sich _ um Verbesserunqen im Freizeitbereich. den Anstaltsbeirat Das Betäpgun"gsfeld sei' 
Der angekündigte Wohnqruppenvoll:r;uq in l;>tsher ,n1cht ausgenutzt•, fo • .alUliElrt d.er, ~in­
der Nebenanstalt Neukölln .findet nicht schlägige Ko;ximt\lltar . . Wie ., auch? D~ sich.) 
statt•. · .. Anstalten mit voUzugsfrjmlden Laien sdnv.er- j 

Das resignierende · Resümee . des Berichtes: tun, ist. bekannt, ab.er der Gesetzgeber will 
.Die Beiräte sind offensichtlich der Justizver- si.e. Aber wenn engagierte Bürger auch von · 
waltunq und den Anstalten aufgez.w1inqen der Aufsichtsbehörde Jm Stich gelassen wer· 
worden und werden·,bis heute - mehr oder den, wird bald .niemand mehr bereit' sein, ~n. 
we~ger ·deutlich - abqelehnt. • Un,mißver• solches Ehrenamt zu übernehmen. höH. 
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....... ~,. B~tn·.lfl:Fta~enhS:ft~. -,.~":· ;;;. 
~._ j:l~.Artiht- #t!te~ fiä4., w~g :~an- ;:;; 
~ .. cl~i~ .. J~ alt ~Ii' '~cten• . (llri ·:·: 
).(J f1i) Jiet&t..;esT":lä'):etn.._Anltelt ,~1anqt d~r ~.~.~-~ 
"!'>tl5JtJei~et. • Di~ Femtel.l:bh=· edurf einet 
~~. ~~titt~-"~ m.s ~ -u~!a~ :~:~-:l:i tifr: fdas erfoJgre~tibi. B1Dschini1!1 von Dro· 
9,~ liegt siCher. ~"j!ep ba,ulk:heli Gegepenhei· :::: 
lte~ ;~~t~~~!:~~~t~lt._ß~;t.!~ dfe Vdtd.er· •••· 
als' ·tudf.:i:U~· .Ril~1 . . q~ AD)Italtsg~ji~des ;~;~ 
!J{enzt· umnittertlar an allgemein Zll9~glldle, :·.~·.=;:··i.:~ 6ff'utllCh,e Ortlichkeiten (Stra.ie, Sportsta; 
diont an. ··Zu betüc~ch~ge~ "1st außerd&m, .... 
daß einschneidende . Kontiollmaßnahmen ;:;: 
qlefchieitig Repressionen aU<;ll für die üprtgen ::;: 
Inba.ttierten nach sieb %iehen würden. Aüf :::: 

dem. kürzlich" von aer Senaisverwaltung für ..• =·=·:·l:.= .... :.::~ lus\JZ ver~eten Drpgenseminar ,bestand 
Einiqkeit dariib.~~ daß oem G,rundsa~ ..J!er 
Verhältnismäßigkeit auch bei det Lösung· des •••. 
Q~;ogenp.roblems ~erba~b der H~ailst~~ •••· 
lecbnunq· .g$agen werden mu~. Unrichtig ist .= .. ~.~.~ 
i!ie Behauptung, .• in. der.Justizverwaltung ma· 
ehe sich Verdrängung brett•. Daß dies- nicht :·:· 
der Fall ist, geht schon aus der Existenz einer ·:;:.·.·:;j: 

Wobhgruppenstation für drogenabhängige 
weibliebe J~gendliche auf der Station I her· :::: 
vor. An .Umbaukosten wurden für diese Ein· :S.: 
richtung 'Von sieben, -maximal zehn -Plätzen in .... 
der. Wohngruppe rund SO 000 DM aufg~wen· .f.~~ 
det. Außerdem haben vorletzte Woche eine • 
~us!,.rcbe_ Beschäf,tigungstherapeutln · und :;:: 
eine eil.z~tarbeitsl<rait Thre Arbeit in diesem :;:; 
Beratb aufgenommen. Die Einstelfung einer· .:;··::.;~ .• :·i.: 
weiteren Teilzeitarbeitskraft in naher Zukunft 
ls\',,beabsichtigt. Zu d.er. Anmerkunq .Süchtige 
haben keine Lobby•· ist darauf hinzuweisen, ~;~; 
daß die drogenabhängigen Gefangenen gegen~ • · 
über den übrigen . Strafgefangenen in allen ~:; 
Berliner Vollzugsanstalten eine Sonderstel· :·:· 
Jung einnehmen, gerade well sich die verant- :;:; 
wortlieben Stellen der Problematik bei inhaf· ;:;: 
tferten Drogenabhängigen b~t sind. Im $.: 
Nd acbDtrag~aubsbhal~ . 1978 Wurd speziell für;::~;::~ 

ie rogena. ä'ligtgen im Strafvollzug zu. 
satzliehe Mitte). in_ H&te .von- 130 000 DM be· ••·· 
reftgestellt. Das • Tauziehen um Farbe• war in 
Wahiheit eine reine Geschmacksfrage. ·Der 
Cruppenrawn war nach Abttennwig • der 
WoJln!Jrilppe erst frisch renoviert worden. Es 
war der (Vollzugs-)Farbton, der nicht das Ge­
fallen der· Wohngruppe gefunden hatte.' Uber 
Geschmack läßt sich aber bekanntlieb strei­
ten. Zu clen . Grenzen der Flexibilität der Ju· 
stizverwaltung• bei der Handhabung eines 
Sonderfonds: Bei ausreichender .·Begründung· 
wird sieb die Senatsverwaltung ffu' Jus'tiz .für ·•·. 
die Bereitstellung upd Errldltung·-ein~ S6n· _:·: ••• ::~.:.: 
derfohds einsetzen. Zum Schluß möchte ich 
datan erinnern, daß da.s Drogenproblem glei· ·.•. 
cb,ermaßen innerhalb wie außerhalb des Straf· ~;~; 
Vollzuges ~stiert. Ein ideales Therapiekon- :::: 
zept wurde bisher von keiner Seite gefunden. ::;: 
Auc.b...Langz-eittherapien aullerhalb des Votlzu· :::: 
qes · liab~n . immer:' noch geringe Erfolgs~- :::: 
ce~. ·Die Hajtanst~lt mit den ihr innewohnen· ;:;: 

. den nc;ltwendigen Bescbrl!.nkungen fs.t für eine. :::: 
eff.otvve}-spre~~~4.e Therapie der denkbar ;:;: 

.. unSJe+lgnetste Ott... ' ;::: 

im 
:.t:rree~:.::=~~=~:U!&'&3(.:t.'~!"'~;::::::~~::-~~:::s~>.::~:::!~~ 

DER 11\GES SPIEGEL 

V 

= 

Gefangener tötete sldJ. selbst 
Ein 38jähtiger Strafgefangener hat sich in 

der Nacht :rum Sonntag in einer Zelle der Un· 
tersuchungshaftanstalt Moabit mit seinen 
Schnürsenkeln erhängt. Der Mann war vor 
zwei Wochen von Tegel nach Moabit verlegt 
worden, wf!il er als Zeuge in einem Droge.n· 
prozeß aussagen sollte. Er hatte Angaben 
über den Drogenhandel iJl der Strafanstalt Te· 
gel gemacht. 

~~l~ .... 

~~~~ ..•. 
:::: 

::-::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::~:::::::::::::::::!::::::::::::::::::::::::::::ä 

1961 hatte der Mann im Streit um ein Mäd· 
eben einen anderen Mann getötet;· 1971 stand 
er ferner wegen eines versuchten Tötungsde· 
liktes vor Gericht.' (Tsp) 
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Nach <:er Ausf ührungsvor­
schrift vom 12. II. 1976 
zu §69 StVollzG wird un­
ter Absatz I der Einzel­
rundfunkempfang lediglich 
auf den AM-Frequenzen zu­
gelassen. 

Diese Beschränkung er­
gab sich aus bekannten, 
einsehbaren Gründen; Fre­
quenzmodulation eignet 
sich durch ihren unkompli­
zierten Aufbau leicht zur 
verbotenen Nachrichten­
übermittlung und die even­
tuell erreichbare lbhörmög­
lichkeit des "Polizei­
funks" bietet einem Inter­
r essierten unerlaubte Ein­
sichten in Jie Arbeitswei­
se örtlicher Polizeidienst­
stellen. 

Beide Hauptgründe,so 
stichhaltig sie zum Zeit­
punkt ihres Bedenkens ge­
wesen sein mögen , halten 
wir heute für nicht mehr 
gegeben und bitten, diese 
Einschränkun~ unseres in­
dividuellen Rundfunkemp­
fanges unter damGesichts­
punkt der Weiterentwick­
lung, insbesondere der 
t echnischen, neu zu beur­
teilen und aufzuheben . 

~ach Freigabe von 12 
Kanälen lm Kurzwellenbe­
reich (II-Meter-Band) für 
den unbeschränkten Funk­
verkehr innerhalb bestirn­
ter Sendeleistung,besteht 
heute keine Veranlassung 
mehr, den von der Post am 
strengsten überwachten 
UKW- Bereich zur verbote­
nen Nachrichtenübermitt­
lung zu mißbrauchen. Der 
pestehenden technischen 
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Unkompliziertheit einer 
F- Modulation steht die 
miniturisierte HF- Tech­
nik gegenüber , die jedem 
möglicherweise Interes­
sierten leicht eine ver­
hältnismäßig ungefährdete 
Benutzung der freien AM­
Frequenezen ermöglichen 
würde . 

Wobei allerdings 10 

Frage steht, ob bei der 
heute im Vollzug prakti-
zierten Form der münd­
schriftlichen Kontaktüber­
wachung überhaupt noch ein 
Bedarf auf di.esem unerlaub­
ten Sektor besteht. 

Der ~weite Hauptein­
wand gegen den FM- Em­
pfangsbereich, die damit 
erreichbare Abhörmöglich­
keit des 11 Polizeifunkes" 
und dadurch der eventuel­
le Einblick 10 Sicher­
heitsinterna , ist zum ge­
genwärtigen Zeitpunkt 
auch kein überzeugender 
Grund mehr. 

Vor der Frage abgese­
hen, inwieweit dem poli­
zeilichen Funkdienst über­
haupt längerfristig Ver­
wertbares entnommen wer­
den kann, sollte man auch 
die Polizei nicht unter­
schätzen: deren Verant­
wortlichen ist die relativ 
leicht err eichbare Abhör­
möglichkeit ihrer Frequen­
zen bekannt, man schützt 
sich dagegenmit Verschlüs­
selung aller wichtigen 
Durchsagen und verhindert 
das kontinuierliche mit­
hören Außenstehender durch 
staudigen impulsgesteuer~ 
ten Frequenzwecbsel. 

Voll zugsinterner Sprech­
funkverkehr, sofern er 
überhaupt verwandt , bzw. 
im FM- Bereich abgewickelt 

.wird, dürfte kaum ernst­
haft als Verbotsgrundlage 
dienen, weil dieser Funk­
verkehr allein schon 
durch seine unmittelbare 
Nähe als Überlagerung oh-
n~ besonderen Aufwand 
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teilweise sogar in Form 
von "Störungen" - mithör­
bar wäre. 

Darüberhinaus ist jede 
Erweiterung des Empfangs­
bereiches,welche erst das 
fuören nichtkommerzieller 

Frequenzen ermöglicht,ein 
strafrechtlich relevanter 
Tatbestand und es ist für 
das hiesige Aufsichtsper­
sonal wesentlich leichter 
eine Frequenzverschiebung 

·innerhalb des FM - Bandes 
festzustellen (Post- Meß­
ton) , als die womöglich 
versteckte Einsatzbereit­
schaft des UKW-Teiles ei­
nes Empfängers . 

Lediglich der Vollstän­
digkeit halber möchten wir 
in diesem Zusammenhang auf 
zwei ziemlich offensicht-
1 iche \lidersprüche hinwei­
sen; jede mißbräuchliche 
Benutzung des FM - Berei­
ches setzt trotzallem be­
trächtliche Fachkenntnis­
se voraus, die mindestens 
auch ausreichend sind, 
jedes2undfunkgerät , selbst 
mit zerstörtem UKW - Teil 
noch zu mißbrauchen ; zum 
anderen gestattet das 
StVollzG und die dazuge­
hörige Ausführ ungsvor­
schrift (§69: AV Abs . 2) 
in bestimmten Fällen den 
Einzelfernsehempfang , d.h. 
den Besitz und Betrieb ei­
gener Fernsehgeräte-, Ge­
räte also , die ausschließ­
lich nur im FM - Bereich 
funktionsfähig sind . 

Wir sind überzeugt , daß 
ein sachliches Überdenken 
der bestehenden Vorschrift 
über den Einzelrundfunke~ 
fang, ein gegenüberstel­
len: Bedenken im Verhält­
nis zu einem mindestens 
SO%igen Qualitätsverlust 
aller Rundfunkgeräte, zur 
Aufhebung der von uns in 
Etage gesteilten Einschr än­
kung führt , bzw. führen 
kann. 



ANTWORT 

Auf Ihr Schreiben vom 
25September 1978, mit dem 
Sie eine Änderung der Aus­
führungsvorschritten vom 
12 . November 1976 zu § 69 
Strafvollzugsgesetz ange-
regt haben, teile ich Ih­
nen mit: 

Die betreffende Ausfüh­
rungsvorschrift dient so­
wohl der Verhinderung des 
vorsätzlichen oder fahr­
lässigen Mithörens des Po­
lizeifunks und des voll ­
zugsinternen Sprechfunk­
verkehrs als auch der Un­
terbindung einer Nachrich­
tenübertragung . zwischen 
Inhaftierten und Personen 
außerhalb der Vollzugsan­
stalten. 

Unabhängig von etwaigen 
Maßnahmen der Polizei zur 
Verhinderung des Mi thörens 
wichtiger Durchsagen ist 
das Mithören des Polizei­
funks mittels einer geneh­
migungspflichtigen Fern­
meldeanlage nach §15 FAG 
verboten. Ein Mithören 
des vollzugsinternen 
Sprechfunkverkehrs ist als 
Gefährdung von Sicherheit 
und Ordnung der Anstalt zu 
qualifizieren. 

Soweit es die Nachric~ 
tenübertragung zwischen I~ 
haftierten und Personen 
außerhalb der Vollzugsa~ 
stalten betrifft,ist fes~ 
zustellen , daß Geräte zur 
Erzeugung und zum Empfang 
frequenzmodulierter Sender 
verhältnismäßig leicht 
aufzubauen ist, ist dies 
bei einem FM- UKW- Empfän­
ger wesentlich scl{wieriger. 
Würde nun ein FM- Ukw- Emp­
fänger im Haftraum erlaubt 
sein , so wäre die einseitig 

TEGEL - INTERN 
gerichteteUKW-Nachrichten­
übertragung mühelos, kaum 
kontrollierbar und unter 
Verwendung geringster Sen­
deleistung möglich. 

Darüber hinaus bestünde 
für einen hinreichend ge-
schulten Gefangenen jeder­
zeit die Möglichkeit,sich 
unter Verwendung geeigne­
ter Bauelemente aus dem 
UKW-FM- Teil seines Empfän­
gers einen l:rauchbaren UKW­
FM-Sender herzustellen. 

Für den sogenannten 
~Jedermann-Funk im27 MHz­
Bereich hat die Deutsche 
Bundespost vorerst nur 12 
Kanäle in Betrieb bestim -
ter Sprechfunlßeräte frei ­
gegeben,die einer strengen 
Kontrolle durch das f ern­
meldetechnische Zentralamt 
unterliegen . Von einem un­
beschränkten Funkverkehr 
kann daher nicht die Rede 
sein , so daß auch der 
Schluß, es bestehe keine 
Veranlas:>ung mehr, für eine 
verbotene Nachric htenüber­
mittlung im UKW - Bereich 
zu mißbrauchen, in dieser 
Form nicht zutrifft . 

Ich räume Ihnen jedoch 
ein,daß die Ausführungs­
vorschriften nicht geeig­
net sind , jeglichen Miß­
brauch der zugelassenen 
Hörfunkgeräte auszuschlie­
ßen. 

Dies kann jedoch nicht 
dazu führen , daß die Aus­
führungsvorschritten in 
der vorgeschlagenen Weise 
geändert werden mit der 
Folge, daß weitere Miß­
brauchsmöglichkeiten er­
öffnet werden. 
Ich sehe mich aus den vor­
stehenden Gründen nicht in 
der Lage, Ihrer Anregung zu 
entsprechen . 

-Hochachtungsvoll 
Im Auftrag 
Falkenberg 
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KOMMENTAR 
Völlig unsachverständig 

glaubten wir mit dem Hin­
weis auf die Strafbarkeit 
bereits eine allgemeingü 1-
tige Mißbrauchsgrenze ge­
zogen zu haben: waren wir 
überzeugt, das bloße Mit­
hören gelegentlicher Funk­
durchsagen könne die Si­
cherheit der Anstalt kei­
neswegs gefährden, und 
wir wissen, daß sich die 
'strenge . Kontrolle des 
12 kanäligen CB- Funkes 
durch das FTZ' nur auf 
Sende_leistung und Fre­
quenzstaä.li tät beschränkt , 
womit gegeben ist , daß ni t­
tels eines Kaufhausfunk­
gerätes jede Nachrichten­
übermittlung auch im AM­
Bereich möglich ist . 

Allerdings sind wir 
naiver als ein Verantwor­
tungsträg~r, deshalb gin­
gen wir nb!r von der Logik 
und den begtehenden Tatsa­
chen aus ; wenn bereits 
jetzt der Mißbrauch nicht 

!auszuschließen ist , darü­
berhinaus ·die vorhandenen 
Möglichkeiten im AM- Be­
reich gar nicht genutzt, 
besteht ganz sicher erst 
recht kein Bedraf am zu­
sätzlichen , strafrechtlich 
leicht erfaßbaren Miß­
brauch . Ein Irrtum unse­
rerseits . Wie nachzulesen 
ist . 

Es ist b;ekannt ,daß heute 
jeder ,der mi3brauchen will, 
auch kann, aber deshalb 
darf nicht sein , daß alle 
anderen , die gar nicht wo 1-
le_n , können könnten. 

Oie Arbeitsgr uppe 
· StrafvoH~ug 
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KOMMENTAR ZUM 

Am 1 . 1.1977 t r at das er­
ste Strafvollzugsgesetz 
der Bundesrepublik in 
Kraft . 

Anspruch dieses Ge-
setzes, wie es in Para­
graph2 ausgedrückt wird, 
ist die Befähigung des 
Gefangenen, künftig in 
sozialer Verantwortung 
ein Leben ohne Straftaten 
zu führen (Vollzugsziel) 

Weiter heißt es in 
Satz 2 dieses Paragraphe~ 
daß die Freiheitsstrafe 
auch zum Schutz der Allge­
meinheit vor weiteren 
Straftaten dient . 

Paragraph 3, der die 
Gestaltung des Vollzuges 
betrifft, sieht in der 
Angleichunq des Lebens im 
Vollzug an die allgemei­
nen Lebensverhältnisse, 
die zur Erreichung des 
Vollzugszieles notwendige 
und angemessene Grundla­
ge, die in der Entgegen­
wirkung schädlichen Fol­
gen des Freiheitsentzuges 
und der Hilfestellung auf 
Eingliederung in die Frei ­
heit konsequente Weiter­
entwicklung finden soll. 

Betrachtet man auch 
die vorgesehene Mitwir­
kung des Gefangenen an 
seiner Behandlung und an 
der Erreichung des Voll ­
zugsziels(§4 - Stellung 
des Gefangenen), sq könn­
te man als unbefangener 
Beobachter davon ausge-
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hen, daß im Strafvollzug 
die Bedingungen ent­
sprechend den Bestimmun­
gen des Strafvollzugsge­
setzes gegeben sind und 
die Gefangenen zu mündi­
gen Staatsbürgern be­
fähigt werden . 

Daß diese Bedingun­
gen, die sicher nicht der 
Theleologie des Gesetzge­
bers sowie der Ausarbei­
ter des Strafvollzugsge­
setzes entgegenstehen, in 
den bundesdeutschen 
Strafanstalten (ein-
schließlich Berlin-
West) nach über zwei Jah­
ren seit Inkrafttreten 
des Strafvollzugsgesetzes 
immer noch nicht vorherr­
schen, soll weniger als 
Inkonsequenz der zustän­
digen Strafvollzugsbehör­
den verstanden, als an 
den ungenügenden Sicher­
heitvorkehrungen in den 
Vollzugsanstalten gemes­
sen werden . 

So ließ 3enator Meyer , 
(Berlin- West)J in einer 
gegenüber Gefangenen ab­
gegebenen Erklärung ver­
lauten, daß mehr Sicher­
heit nach außen(er spiel ­
te mit dem Gedanken einer 
neuen Mauer um die Tege­
ler Anstalt sowie Perso­
nalerweiterung) mehr 
Freiheit nach innen nach 
sich zieht. 

Konkret heißt das, 
daß legalisiertes Straf-
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vollzugsrecht solange re­
s triktiv gehandhabt wer­
den soll (mit den notwen­
digen und im Vollzugs­
recht zur Erreichung des 
Vollzugsziels genannten 
Maßnahmen und der Mitwir­
kung im besonderen etc. 
zurückhaltend verfahren 
wird), bis Sicherheit vor 
Ausbruch gewährleistet 
sowie Mißbrauch gegenüber 
Lockerungsmaßnahmen nicht 
mehr zu erwarten ist. 

Hierin zeigt sich 
schon ein Widerspruch, 
der sicher nicht nur den 
Senator Meyer sowie seine 
Mitarbeiter betrifft, 
sondern den Gesetzgeber 
überhaupt. Ist ihm in der 
Theleologie mit Wahr­
scheinlichkeit nicht mit 
einem Vorwurf beizukom­
men, so ist mit Sicher­
heit zumindest kein fahr­
lässiges Verhalten im 
Hi nblick auf die pünkt­
liche Einhaltung geeigne­
ter baulicher Maßnar~en 

( wozu sicher nicht zu­
letzt auch menschenwürdi ­
ge Unterbringungsstätten 
gehören) sowie auf die 
Besetzung von speziellen 
Strafvollzugsdienststel-
len auszuschließen. 

Sicher sind es n.icht nur 
Sicherheitsfragen , die 
die Durchführung der im 
Strafvollzugsgesetz gefor­
derten Grundlagen bisher 
nicht zuließen , ein 



Hauptaspektliegt nämlich 
eben auch auf den Bedin­
gungsfaktoren, die sich 
aber scheinbar mit dem 
Gedanken der Generalprä­
vention sprich Abschrek­
kung der Allgemeinheit 
vor Straftaten in einer 
humanen Auslegung nicht 
vereinbaren lassen wollen 
und von daher nur verein­
zelt als eine sogenannte 
Alibifunktion fortsehr i tt­
lichen Charakter tragen. 

So hängen also Locke­
rungen des Vollzuges, na­
mentlich Verlegung in ei­
ne sozialtherapeutische 
Anstalt, Wohngruppenvoll ­
zug, Urlaub und Ausgang, 
Freigang usw. wesentlich 
davon ab, inwieweit ver­
antwortet werden kann, 
daß der Gefangene Locke­
rungen nicht zu Strafta­
ten etc. mißbrauchen wird 
und inwieweit sie sich 
{die Lockerungen) mit dem 
Schuldaspekt der begange­
nen Straftat vereinbaren 
lassenfhier jedoch nur im 
Hinblick auf Lockerungs­
maßnahmen außerhalb des 
Vollzuges). Dementsprech­
end sind Lockerungsmaß­
nahmen vom Gesetzgeber 
vorsorglich in"Kann- Be­
stimmungen" verfaßt bzw. 
erlassen worden und es 
ist der jeweiligen Straf­
vollzugsbehörde, Strafan­
stalt anheim gestellt, ob 
sie aufgrund getroffener 
Sachverhaltsversteilun-

gen {Verhalten des Gefan­
genen im Vollzug usw.) zu 
Lockerungsmaßnahmen be­
reit ist. 

In der Praxis sieht das 
etwa folgendermaßen aus: · 

Einem r ebellierenden 
Gefangenen (oder das, was 
die Behörde auch immer 
darunter verstehen mag 
und will) werden somit 
weitaus weniger Vergün­
stigungen zugebilligt , 
als einem den Erwartun­
gen des Vollzuges ang~ 
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paßten Gefangenen. In der 
Regel divergieren diese 
Erwartungen an den allge­
meinen Lebensverhältnis­
sen, und man kann in 
ihnen schon militärische 
Anspruchshaltungen fin­
den . 
Die Erwartungen des Voll­
zuges hängen aber auch in 
der Praxis vom jeweiligen 
Auslegungsstandpunkt des 
für die Lockerungsmaßnah­
men zuständigen Bedien­
steten abi( in den Locke­
rungsmaßnahmen außerhalb 
des Vollzuges fällt die 
Entscheidungsbefugnis ge­
nerell in den Kompetenz­
bereich des Anstalts-bzw. 
Teilanstaltsleiters, es 
sei denn, daß aus beson­
deren Gründen eine höhere 
Dienststelle 
darüber zu 
hätte.) 

darum bzw. 
befinden 

Die Strafanstalt Tegel 
(Berlin-West) ist in 
Teilanstalten feinschließ­
lich einer sozialthera­
peutischen Teilanstalt) 
unterteilt. In der Aus­
einandersetzung um die 
Gewährung von Lockerun­
gen im Vollzug, urteilen 
die jeweiligen Teilan­
staltsleiter unterschied­
lichj in der sozialthera­
peutischen Anstalt ist 
anstelle eines Teilan­
s taltsleiters ein Leit­
gremium). 

Wird man zum Beispiel in 
der Teilanstalt 4(sozial ­
therapeutische Teilan­
stalt) Urlaub als Hilfe 
zur psychischen Stabili ­
tät eines Gefangenen ge­
währen, hängt die Ur­
laubsgewährung in ande-

' ren Teilanstalten wesent-
lich als Vorraussetzung 
da.von ab. 

So kommt es denn auch, 
daß viele Gefangene sich 
für eine Unterbringung in 
einer sozialtherapeuti­
schen Einrichtung inner­
halb des Vollzuges frei -
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willig melden, sofern 
nicht ohnehin schon in 
besonderen Fällen ju­
ristisch eine therapeuti ­
sche Behandlung angeord­
net wurde. 

Als Aufnahmebedingtng in 
den sozialtherapeutischen 
Vollzug ist eine soge­
nannte Therapiefähigkeit 
Voraussetzung, was das 
auch immer heißen mag. 

Konkret wird nach ei ­
nem Ausleseprinzip ver­
fahren, wonach demj eni ­
gen sozialtherapeutische 
Maßnahmen zuteil werden 
der in seiner Persönlich­
keit Gewähr dafür biete t , 
daß die Therapie sich für 
ihn positiv auswirkt ( er 
mit Sicherheit keine 
Straftaten mehr begehen 
wird usw.) und sich somit 
die Therapie auch für dem 
jeweiligen · Therapeuten 
als ein Erfolgserlebnis 
auszahlen wird. 

Daß hierbei diejeni ­
gen benachteiligt werden, 
die weniger den Aufnahme­
bedingungen entsprechend 
Aussichten auf eine er-

. folgversprechende sozial ­
threapeutische Behandlung 
mitbringen, ihr aber mit 
Sicherheit mehr bedürfen 
als die von den Psycholo­
gen ausgesuchten unpro­
blematischeren Gefange-

.nen, mag bedauernswert 
sein, ist aber ohne die 
vom Gesetzgebe r Ungenü­

· gende Uberprüfung der Vo­
raussetzung zur Durchfüh­
rung und Einhaltung des 

Strafvollzugsgesetzes 
nit::ht hintvegzudenk_en~ _ 

So weiß man sich dann 
auch im Hinblick auf Miß­
stände und Unzulänglich­
keiten in der Handhabung 
des Strafvollzugsrechts 
sehr oft mit.der abstrak ­
ten und zwei schnei di gen 
Begriffsformulierung "Mo­
dellvollzug" herauszure­
aen. Nur i s t damit de~ 
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konkreten V.erlang~n d~r 

Strafvollzugsnormen nicht 
Genüge geleistet . 

So gab dann auch ein 
Referent des Senators in 
Berlin- West in einer Fra ­
gestunde gegenüber Gefan­
genen offen zu, daß man 
schon in der Nichterstel­
lung des in § 7 des Straf­
vollzugsgesetzes geforder­
ten Vollzugsplanes 
schlichtweg rechtswidrig 
handele, aber aus perso­
nellen Gründen nicht da­
gegen an kann . In Ausnah­
mefällen ist ein Voll ­
zugsplan erstellt wor­
den, diese Fälle kann man 
allerdings zählen. Die 
Erstellung eines Vollzug~ 
planes setzt die in § 6 
aufgeführte Erforschung 
der Persönlichkeit und 
Lebensverhältnisse des 
Gefangenen voraus, wo-
nach somi. t im erstellten 
Vollzugsplan bzw. in der 
Erstellung des Vollzugs­
pljPS diesbezüglich be­
rücksichtigend verfahren 
werden soll . 
In der Strafanstalt Tegel 
:mtfJrbleibt sowohl die 

Persönlichkeitserfor­
sc.nung sowie die persön­
l .iche Erörterung darüber 
mit dem Gefangenen . Auch 
hier gibt es einige be­
scheidene Ausnahmefälle, 
die davon nicht betroffen 
sind. 

Der Gefangene ist daher 
auf die eigene Initiative 
die in der Anstalt mehr 
behindert als gefördert 
wird(entgegen der gesetz­
liche:n Forder ung) , ange­
wiesen . Das hei:3t mit an­
deren Worten , daß ein ho­
her Prozentsatz von Ge­
fangenen, denen die Vor­
aussetzung zur Initiative 
ohnehin fehlt, zur bloßen 
Verwahrung sprich Ver­
wahrlosung im Vollzug 
wei. terhin wie eh und je 
veJc-dammt ist. 

Es fehlt an Arbei tsplä:.­
zem , so daß ein wesent-

BERICHT - MEINUNG 
lieber Teil der Gefange­
nen sich selbst überlas­
sen bleibt . Einen nicht 
unbedeutenden Paktor der 
Nicht-Beschäftigung von 
vielen Gefangenen bildet 
auch das Nicht- Vorhanden­
sein geeigneter Arbeits­
stellen . So gibt es i n 
Tegel le:iiglich handwerk­
liche Beschäftigungsmög­
lichkeiten, die den Be­
dürfnissen vieler Gefan­
gener nach einem Arbeits­
verhältnis, das sich auf 
ihre spätere Tätigkeit in 
der Freiheit gestaltet, 
nicht gerecnt wird und 
daher(das soll nicht ver­
schwiegen werden) viele 
Gefangene auch nicht ar­
beiten wollen. 

Die Bezahlung erfolgt 
weiterhin nach einem Be­
und nicht etwa nach einem 
Entlohnungssystem. 

Als Fortschritt des am 
1 . 1 . 1977 in Kraft getre­
t enen Strafvol lzugsgese~ 

zes hinsichtlich des Ar­
beitsverhältnisses , könn­
te man die Einbeziehung 
in die Arbeitslosenver­
sicherung sehe~, die dem 
Gefangenen nach der Ent­
lassung den Bestimmungen 
der Ar beitsämter ent­
sprechend e i ne Arbeitslo­
senunterstützung garan­
tiert . Diese Bestimmungen 
sind erfüllt, sofern der 
Gefangene 26 -Wochen in 
einem Anstaltsbetrieb be­
schäftigt war . 

Vergleicht mun den 
Strafvollzug vor Inkraft­
treten des Strafvollzugs­
gesetzes mit den heutigen 
Verhältnissen im Voll zug , 
so hat si ch sicher eini­
ges geändert , wesentli­
ches ist aber in seiner 
Rückständigkeit unberück­
sichtigt geblieben . 

Als Positivum ist sicher 
auch nicht die Mitwirkung 
der Gefangenen zu betrach­
ten . Es liegt in der Na­
tur des Frei heitsentzu-

ges, daß Gefangene sich 
für Vergünstigungen und 
Verbesserungen einsetzen , 
die Mitwirkung garantie­
ren sie nicht , stellt le­
dig lich die Basis dar, 
auf der Forderungen und 
Änderungsvorschläge etc . 
formell vorgetragen wer­
den können . 

Doch Ver günstigungen 
stehen, wie schon er­
wähnt , im Widerspruch zu 
Sicherheitsbelangen (S i ­
cherheit und Ordnung) , 
so daß der sogenannten In ­
sassenvertretung ( e rgibt 
sich aus § 160 StVollzG) 
schon da Ketten ange legt 
we rden , wo sich konkrete 
Belange an öffentlich-
keitanstößigen Forde-
rungen und Reformen stos­
sen . 

So erweist s i ch auch der 
noch als positiv zu be­
we r tende Zweck de r Mit­
wirkung( pädagogischer 
Zweck)für die Gefangenen 
als ledigliches 
vegetieren ohne Erfolgs­
erlebnis . 

Als Fazit 
schreiben , 

könnte man 
daß sich erst 

dann wesentl i che Verbes­
serungen im Strafvollzug 
zeigen, wenn sich auch 
die breite Öffentlich­
keit auf das Strafvoll­
zugsrecht e ingestel lt 
hat ; zu mehr Toleranz und 
humaner Aktivität ge­
genüber den Gefangenen im 
Vollzug neigt . Und zur 
breiten ~ffent lichkeit 
gehören auch die Bedien­
steten im Vollzug , die 
erst dann zu konstruk­
tiverar und effektiver er 
Vollzugsarbeit aufge-
schlossen sind , sobald 
sich sie Differenz 
zwischen Strafvollzug und 
Rechtsauffassung der Ge­
sellschaft verringert. 
Somit ist das Phänomerr 
Strafvollzug auch ein ge ­
sellschaftliches Faktum, · 
demgegenüber sich auch· 

~---------------------------------------------------------------------------J 
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die im Strafvollzug Be­
teiligten nur schwer er­
wehren können . 

Es genügt nicht, daß man 
Recht hat, man muß auch 
Recht bekommen .Und dies 
scheint im öffentlichen 
Bewußsein zu stecken, 
das auf die vielfache Be­
reitschaft der Vollzugs­
bediensteten Verantwort­
tung für humanen Vollzug 
zu tragen,abfärbt . 

So scheint auch wei­
terhin der Grundsatz der 
Freiheitsstrafe im Volks­
empfinden zu gelten : 

= 

- - --
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Daß Verbrecher hinter 
Schloß und Riegel gehörer 
ist selbstverständlich , 
daß sie es sind und blei­
ben,ist entscheidend . 

Das Strafvollzugsge­
setz ist ad Absurdum ge­
führt: 
sofern man n1cht neben 
der Mitwirkung des Gef~n­
genen die herrschende 
Meinung etc. mitberück­
sichtigt hat, bleibt der 
Anspruch der Gefangenen 
und das Strafvollzugsge­
setz nach einem humanen 
Strafvollzug das Zappeln 

In Pleasanton wohnen 
etwa gleich viel Männer 
wie Frauen .Der Zellentrakt 
ist getrennt,doch arbei-
t en sie zusammen und be-
suchen dieselben Schul -
kurse. Die einen dürfen 
die Wohnhäuser der ande-
ren aber nicht betreten; 
eine gelbe Linie markiert 
die Grenze.Als Körperkon-
takte sind offiziell nur 
das Händehalten und eine 
harmlose Umarmung (Arme 
auf die Schultern legen) 
gestattet,· daß diese "Re-
gel "nicht immer eingehal -
ten wird,ist man sich be-
wußt . Die Sexualität läßt 
sich nicht aus der Anstalt 
verbannen . Wenn Mädchen in 
den ' Urlaub gehen, werden 
ihnen Pillen Abgegeben; 
die übriggebliebenen kur-
sieren offenbar nachher 
bei den andern Insassen . 
Es hat sich auf jeden Fall 
gezeigt,daß die Homosexu-
alität und die Aggres-
sivität in den gemischten 
Gefängnissen geringer sind 
als in den anderen. Ober-
dies fällt die Wiederein-
gliederung in die Gesell -
schaft den Insassen sol -
eher Anstalten leichter. 

Aus Zeitschrift 
Strafvollzug. 
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der Fische an der Angel . 
Die herrschende Mei­

nung trägt ein Gesetz 
nd nicht umgekehrt , wie 
es sich am Beispiel der 
nur kriechend bewegende 
Normen des Vollzugsrechts 
im Verwahrvollzug bundes­
deutscher Strafanstalten 
immer noch erweist . 

Ist das mithin ein Grund , 
daß viele Paragraphen des 
Strafvollzugsrechtes erst 
viel später in Kraft tre­
ten???????? 

Oiehnor ~ · 

- - - -
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.~ Dienstag, dem 24. 
April 1979, fand in der 
Teilanstalt IV eine Ver­
anstaltung statt, in de­
ren Rahmen ein Vertreter 
der Senatsverwal tung für 
Just i z über die Möglich­
keiten der Schulden- Til­
gung :nit Hilfe der GUSTA~ 
RA~SRUCH-STIFTUNG Aus­
ku:l:t erteilte. U~ter den 
annähernd dreißig anwe­
se:lden Interessenten hat-
te:1 sich zeitweilig auch 
drei The~ape~ten vom 
Fa=hberei ch 0 Soziales-
Training " eingefunden .Es 
• .. mrde aus ihren Reihen 
be~ängelt , da3 der Infor­
~ationsstand Jber die G. ­
R. - Stiftung .,nicht gerade 
ho:::n"sei . U:n so mehr ver­
·..,u:-~::ierte die A!)wesenhei t 
der Therapeuten und Sozi­
~larbeiter a nderer Fach­
bereiche . 

Im Verlau:e des Abends 
gi:1g der Referent und Ge­
schä:ts:ührer der Stif ­
tu:lg immer lilieder auf die 
individuell<::m AJ'ijegen der 
Klienten ein,und bemühte 
sich '.l i'il zuf1ciedenstellende 
Antworten .Miteinem ~rund­

kapital von2oo . ooo . - - m-1 
• . ..rurde die G. - R. - Stiftung 
unter Mitwirkung des dama­
ligen Justizsenators Bau­
mann ins Leben gerufen . 
Sie hat es sich zur Auf­
gabe gemacht , im Einver­
n~hmen r.'li ·t den Gläubigern ' 
von Straffälligen die 
Schü~denregulierung unter 
folJ~~Jen Voraussetzungen 
zu übernehme n : 
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INFORMATION, 

1. Der Schuldner muß 
sich im Freigang oder un­
ter Bewährungsaufsicht be­
findetL . 

2 . Dem Schuldner dür­
fen keine Verfahren anhän­
gig sein. 

Der technische Ablauf 
bis zur Bewilligung eines 
Darlehens ist mit erheb­
lichen , administrati ven 
Formalitäten verbunden. 
So muß sich der Klient 

' vorerst darum bemühen , alle 
seine Gläubi ger zu erfas­
sen und die entsprechen­
den Unterlagen über jewei­
l ige Schuldenhöhe etc.zur 
Einsicht zu .besorgen . Für 
d ie anschließenden Gläu-
biger-Verhandlungen müs­
sen vom Therapeuten,Sozi­
a l arbeiter oder Bewäh-
r ungshelfer vorgeferti gte 
Formular-Anschreiben aus­
gefül lt werden . Nun wird 
die Resonanz der Gläubiger 
abgewartet,da zwei Fakto­
ren für eine Bewilligung 
des Darlehens von <:lern Ver-
haridlungsergebnis zwi sch­
en Gläubiger und der G. ­
R. - Stiftung .erfüllt wer-
den müssen : 

1 . Die Reduzierung der 
jeweiligen Hauptschuld um 
etwa ein Drittel ; 

2.eine reduzierte Ge­
samtschuld von höchstens 
lo . ooo .-- DM . 

Können die Verhandlun­
gen mit den Gläubi gern er­
folgre i ch geführt werden , 
wir d bei der Sparkasse 
Berlin-West ein Darlehen­
beantragt . Dies geschieht 
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bei einem extra hierfür 
zuständigen Sachbearbei ­
ter unter Anwesenheit des 
Klienten,seines Therapeu­
ten bzw . Bewährungshelfers 
und einem Vertreter der 
G. -R . - Stiftung . Auf sei­
nen monatlichen Sitzungen 
berät der Gnadenausschuss 
der Stiftung ' ( Vorstand) 
dann über seine n En"!:.­
scheid . 
Sind alle Voraussetzungen 
erfül lt,und i st die G. -R . 
Stiftung zur Schuldenre­
gul i erung bereit , so werden 
alle Schulden des Klienten 
geti lgt; einziger Gläubiger 
ist nun die G.-R. - Stif­
tung . Der Kl ient kann bei. 
einer Laufzeit zwischen 1 
und 4 Jahren ·die 'Belastung 
in monatlichen Raten bei 
der Sparkasse begleichen . 

Bei einem erfolgrei­
chen Abschluß der Gläubi­
ger- Verhandlungen bzw . ei­
nem bewill i gten Darlehen 
ist der Senator für Ju­
stiz bereit , noch offene 
Gerichtskosten völlig zu 
erlassen , (Aus nahmen sollen 
d i e Regel bestätige~) 
Ferner sind der Senator 
fü r Jugend und Sport,die 
Deutsche Bundespost , die 
AOK,Versicherungen,Banken 
und die Sparkasse in die­
sem Zusammenhang verhand­
lungswillig und teilwei­
se reduzierungsfreudig. 

Bisher konnte d i e G. - R. 
Stiftung von 4o einge­
reichten Anträgen 11 be­
wi lligen . Nach Aussagen 
des Referenten " laufen 
diese 11 Fälle gut " Wei­
tere werden folgen . 

- reh . -
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Insassenve~tretung der TA li 
JVA Teget 1000 8 erZ in~ den 24.4.1Y79 

ABSCHRIFT 

Betr.: tJesetzung des Zentralen 'l'onstudios der JVA TegeZ 

Aufgrund der seit Monaten untragbaren Situation du~ch die Nichtbesetzung 
des Zentralen Tonstudios ('tTSJ durch einen Gefangenen sieht sich die 
Insassenvertretung zu folgender Aktion veranZaßt : 

Durch 8eschlu!3 der Insassenvertretung auf der Arbeitssitzung vom ~3 . 4 . ' rG 
wird eine Unterschriftensammlung zwecks Wiederinbet~iebnahme des ZTS Jer­
anstaltet . 
Da eine Änderung innerhalb der JVA Tegel nicht erre~cht werden ka~A 
- Herr Obe~ (Leiter 1~ II) kommt Einladungen zu Arbe~tssitzungen 
kontinuierLich nicht nach- wird die Liste mit aea Unterschriften der 
Senatsverwaltung zugesandt . 
Es ~st untragbar~ über ;.lochen und Monate in der Zeit zwischen 6 . oo-~4 . oo 
Uhr rrnt e~nem Sender (hier SFB li) kOnstant 11berieseZt" z..t ..;era:en. 
Durchsagen über Sond.erveransw.Zrungen~ Kinoprogramne~ t;inkauf u . a. die den­
Jy...sassen duzoch Aushang nicht bekanntgegeben u'erden ktJnnen~ werde;. somi-r; 
unmtJgtich . 
~ese fenZende lnformationsquelle~ die n~ der Anstaltsleitung zur 'lervA­
sicherung des Insassen dienlich sein kann~ will die Insassenpe~tre~~n4 in 
Zukunft unte~binden . Mit der Liste werden wir~ soltte auch weiterhin 
keine Ände~ung erfolgen~ mit dem Hinweis auf unnUtz vergeudete Steuer­
gelder (erst werden -angeblich- Hunderttausende für ein voltständiges 
eingerichtetes Studio ausgegeben~ bereits ein Jahr später liegt alles 
wieder brach) an die Offentlichkeit treten. 

Im Auftrage 
der Insassenvertretung der TA II 

J::rgebnisse der Aktion: Es haben von ca . 600 Insassen mehr als die Häljr;e~ 
nämlich 306 Insassen unterschrieben. 
Damit haben wir bewiesen~ wie notwendig die 
Wiederbesetzung des Zentral-Ton-Studios ist. 

Wir bitten wn d:l'ingende Abhilfe und wn eine wngehende AnttJOrt. 

Im Auftrage 
der Insassenvertretung der TA II 

An die Senatsverwattung für Justiz 
z . Hd . Herrn Senator Meyer 
Satzburge~ Straße 21- 25 
1000 8 e r l i n 62 
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An den Petitionsausschuß 
Rathaus SchtJneberg 
John- F.-Kennedy- Platz 
1000 8 e r Z i n 6~ 
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Wahlberechtigte Gefange­
ne! 
Mündige Staatsbürger??? 

Skandale aus der JVA 
Tegel werden doch so ger­
ne in allen negativen 
Einzelhelten ausgeführt) 
doch wo bleibt das öf­
fentliche Interesse, wenn 
einmal die Gefangenen die 
Betroffenen sind? 

Politischer Alltag in 
Der JVA- Tegel - das bedeu­
tet für die interessierten 
Gefangenen der TA III: 

-Teilnahme an nur einer 
parteipolitisch orien­
tierten und organisier­
ten Arbeitsgruppe, 

-verzweifelte Versuche , 
aktueile politische 
Information aus ent­
sprechenden Fernseh­
sendungen zu beziehen­
fast unmöglich durch 
eine absolut unbefrie­
digende Gemeinschafts­
fernsehregelung, ein 
überwiegend politisch 
nicht informatives Ge-
meinschaftsrundfunk-

programm! 
Doch wählen sollten alle ! 
Dafür sorgten Listen der 
Wahlberechtigten. Vor dem 
Wahlzeitpunkt beim Beam­
ten abzugeben, ob er zu 
wählen gedenke eine 
spätere Änderung der Ent­
scheidung war nicht mög­
lich. 

TEGEL - INTERN 

Wählen:Ja! Politische 
Information:Nein! 

Es wurde seitens der An­
staltsleitung 1n dieser 
Zeit nichts unternomme~ 
um den Gefangenen e1n 
Mehr an politischer In­
formation zugänglich zu 
machen. Mit Kreuzen auf 
den Stimmzetteln war für 
die Anstalt der "Politik 
für Gefangene" Genüge ge-
tan, denn: · . 

Ein verfolgen der Wahlen 
am Wahlsonntag im Gemein­
schaftsfernsehen oder Ge­
meinschaftsrundfunk wurde 
einfach unterbunden. 

Leibliches Wohl der Be­
amten, die Sonntags einen 
ruhigen Abend mit Total- . 
einschluß der Gefangenen 
gewöhnt sind, zählte mehr 
als aktuelle politische 
Information für die Ge-

.fangenen .Im Gemeinschafts­
rundfunk wurden Walzer 
von Le:1ar bis Strauß über-

Eine aufsehenerregende Wahl­
beteiligung· registrierten die 
Haftanstalten Tegel und Moabit: 
Fast 80 Prozent der Knastbrüder 
- darunter auch "Lebenslängli­
che" -machten drei Kreuze. Ein 
Justizsprecher: "Wir waren über­
ras-cht. Wir rechneten etwa mit 
30 bis 40 Prozent!" Die tatsächli­
che Stimmabgabe habe gezeigt, so 
schlußfolgerte der Justizsprecher, 
daß die Häftlinge ein "seht· 
staatsbewußter Bevölkerungsteil" 
seien. 

Dabei durften in den Haftan­
stalten keine Wahlveranstaltun­
gen abgehalten werden. Doch die 
Flut der Wahlbroschüren und 
Plakate, auf denen die Parteien 
warben, wogte in der Anstalt 
ebenso wie im unvergitterten 
Teil der Stadt. Jeder Gefangene 
konnte einen Antrag· stellen, an 

26 

tragen doch kein Wort Po­
litik! 
Leider ist dies nicht das 
einzige Beispiel für unse-

Ire Strafvollzugsmisere. 
iBislang blieb das neue 
Strafvollzugsgesetz in 
weiten Zügen unverwirk­
licht permanente Ver­
stöße hingegen prägen 
unseren Alltag. Sinn die­
~es neuen Gesetzes und 
des damit angestrebten 
menschenwürdigen (Re0 So-

zialisierungsvollzuges 
ist doch, die derzeitigen. 
Gefangenen eines Tages als 
mündige Staatsbürger zu 
entlassen, die fähig sin~ 
ein zukünftig straffreies 
Leben zu führen. 

Dieses Ziel dient den 
Interessen aller-"drauße~' 
"wie drinnen". 

Wäre es dann nicht auch 
die Sache aller, sich um 
die Ve rwirklichung dieses 
Zieles und des Weges zu. 
diesem Zeil - zu bemühen. 

I.V~III 

der Wahl teilzunehmen. Dann 
wurde sein Wohn.;itz ermittelt, 
und das zuständige '\Vahlamt 
schickte die ·Unterlagen ins Ge­
fängnis. Ausgenommen \'Om 
Wahlrecht waren nur Ausländer. 

Ob jemand nn der Wahl teil­
nehmen wollte oder nicht- alles 
wurde fein säuberlich in die Per­
sonalaktE> eingetragen. Regie­
rungsdirektor \Vilhelm Glaub­
recht, Leiter der Haftanstalt Tc­
gel: "Damit nach..'ler keiner 
kommt und sagt, er sei an SE'inem 
Wahlrecht g~hindert '':o;·den." 

Die Briefwahl der Knastb:-i.ider 
war schon in der letzten \\'oche 
abgcschlos:c:en worden. Als de1· 
Chronist am gestrigen Wahlsonn­
tag anrief, meinte der diensttuen­
de Beam!e in Tcgel: ,.Alles ganz 
ruhig hier. Sozusagen der reil~ste 
Totent<!n~!" 



Im April fand in der An­
staitskirche ein Vortrag 
durch Pater Brantzen , Män­
nerseelsorger in Schön­
statt bei Vallendar/Rhein 
statt.Die kleine Zuhörer­
schar wurde aus den vier 
Teilanstalten durch den 
katholischen Ans~alts­
gei stlichen Pater Vincent 
zusammengeholt . 

Der Vortrag beinhalte­
te Leben und Herdegang 
einesehemaligen Insassen, 
der vom Naziregieme zum 
Tode verurteilt wurde ,auf­
grund seiner offenen Re­
den , gegen das verbreche­
r i sche Zerstören im Drit­
ten Reich . 

Pranz Re inisch am 1 . 2 . 
1903 in Feldkirch in Ti­
rol geboren,wurde am 8 . 5 . 
1942 ins Gefängnis Ber­
l in - Tegel eingeliefert 
und am 21 . 8 . 1942 in Bran­
denburg enthauptet . 

Die "Deutsche Tages­
post" "Katholische Lei ­
tung für Deutschland" 
schr eibt in ihrer Ausgabe 
vom 10 . April'79 "Eine 
katholische Antwort auf 
"Holocaust" :"Oaß er den 
Fahneneid auf das 

christentumsfeindliche 
Sys tem Hitlers nicht lei­
sten dürfe . Konsequent 
handelte er von jetzt ab : 

Er verweigerte den 
Fahneneid , wurde in Ber­
lin vor das Reichskriegs­
gericht gestellt und am 
21 . Aug . l942 in Berlin­
Brandenburg enthauptet . 
Sein Körper wurde ver-
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orann~ . Die Urne mit sei­
ner Asche kam 1946 nach 
Schöns~a~t . Dort wurde die 
Ur ne neben der Gnaden­
kapelle feier lich bege­
setzt. 

Über die Mo~ive seines 
Ha~dels hat Pater Rei­
nisch in der Gefängniszel­
le aufschlußreiche Nieder­
schriften gemacht . Daraus 
ergeben sich jene Antwor­
ten , die hilfsreich sein 
können . Pater Reinisch 
deckte die geis~igen 
Grundlagen des NS- Regiemes 
schonungs~os auf. Es war 
ihm klar,daß hier Kräfte 
am Herke waren ,die sich 
von der gött lichen Ord­
nung immer deutlicher ab­
kehrten und zu menschli­
cher Brutialität und 
schließlich zu diaboli­
scher Best ialität ent­
wickelten. Seine Antwort 
hieß , so wie e3 Jesus 
Christus vorgelebt hatte : 
Sühneopfer aus Liebe . 

Dem Gefängnispfarrer 
Kreuzberg erklärte er in 
diesen Tagen ,daß das 
Evangelium und die Epistel 
des Tagesheiligen von sei­
nem Geburtstag , am 1. Febr . 
des heiligen Mar~yrers 
Ugnatius immer mehr be­
wege : - . . . Henn das Hei­
zenkorn nicht in die Erde 
fällt und stirbt, bleibt 
es allein ,wenn es aber 
stirbt, bringt es viele 
Fruch~ ( Joh . 12,24 ).Um 
viele Frucht zu bringen, 
war Reinisch bereit ,seir. 
Leben zu verlieren . 
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Aus diesen Hin~eisen 
auf die Hotive seines iian­
dels wird deutlich ,daß 
wir heute Leitbilder 
brauchen , die uns warne~ 
nicht in ein neues "Holo­
caust"hineinzuschlittern. 
Wir brauchen Vorbilde!" ,die 
uns zu einem klaren 
christlichen Menschenide­
al und eine!" konsequen~en 
christlichen Leb~nsord­
~ung voranleuchten . 

Anschließend an den 
Lichtbi)dervortrag , bei 
dem man Bilder aus dem 
Leben des Franz Reinisch 
zeigte , wurde angeregt 
eine Gedenktafel zu er­
stellen auf dem nicht nur 
der Name von franz Rei ­
nisch,sondern auch von 
anderen vorbildhaften 
Menschen (Bonnhoeffer und 
Domprobst Lichtenber g )für 
die Nachwel~ als ~rin­

nerung und Mahnung ange­
brach't wird . 

Eine entsprechende Ta­
fel könnte vor dem Pfor­
tenbereich angebracht wer-
den . - jol -

I I CHIBLI Cl< 



INFORMAnON 

AUS DEM 

ABGEORDNETENHAUS 

Kleine Anfrage Nr . 3718 
des Abgeordneten Alexan­
der Longolius (SPD)vom 
11 . 4 . 1979 über Fernuni­
versität Hagen: 

1 . Wie groß ist in 
3erlin das Interesse an 
einem Studium an der Fern­
universität Hagen und wie 
hat es sich entwickelt? 

2 . Reicht die Kapazi­
tätdes im Dez . 1977 eröff­
neten Studienzentrum für 
eine angemessene Unter­
richtung der Studenten 
aus? Kann eine evtl . 
Steigerung der Studenten­
zahl aufgefangen werden? 

3 . Ist die Betreuung 
der Fernstudenten durch 
Mentoren gesichert? 

4. Welche weiteren : 
Möglichkeiten des Fern­
studiums gibt es in Ber­
lin neben der Beteiligung 
am Studienprogramm der 
Fernuniversität Hagen? 

Antwort des Senats vom 
23 . 4 . 1979 : 
Zu 1: 

Das Interesse an einem 
Studium an der Fernuni­
versität (FiU) Hagen ist 
in Berlin durchschnitt­
l ich groß . Mit Beginn des 
Studi enjahres 1978/79 im 
Dkt . 1978 - des Vi~rten 

seit der Grün.dung der 
Fer nuni versität sind 
406 Studenten mit ständi-

Ml\I 1979 

gem Wohnsitz in Berlin 
(West)eingeschrieben . Dies 
entspricht 2,4 , v . H. aller 
Studenten der Universität . 
~hnlich wie das Interesse 
an der Institution Fern­
universität insgesamt,hat 
sich auch das Interesse 
am Studium an der Fern­
universität in Berlin 
kont:inuierlich gesteigert . 
Waren es im Studienjahr 
1976/77 erst 77 Fernstu­
denten ( = 1,6 v.H . aller 
Fernstudenten) , so stieg 
diese Zahl im folgenden 
Studienjahr (1977/78)auf 
273 Fernstudenten (= 2,3 
v . H. al l er FernstudentenL 
um im laufenden Studien­
jahr die eingangs erwähnte 
Höhe zu erreichen . Diese 
Entwicklung ist teilweise 
auch auf die Einrichtung 
eines Studienzentrums ' der 
Fernuniversität in Ber­
lin an der Freien Univer­
sität (FU) Berlin im Dez . 
1977 zurückzuführen . 

Zu z.: 
Das Studienzentrum der 

Fernuniversität an der 
Freien Universität Berlin 
stellt in seinem neuen Do­
mizil in der Rüdesheimer 
Str. 52- 55 drei Räume von 
je 35 qm fü r die Betreu­
ung de r Fernstudenten 
durch Mentoren zur Verfü­
gung . Di es ist derzeit 
vollkommen ausreichend 
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und wird auch einer even­
tuellen Steigerung der 
Frequentierung gewachsen 
sein , zumal die Einrichtung 
nur von ca . 60 Fernstu­
denten, das sind ca . 15 v . H. 
aller Berliner Fernst~ 
denten, re_gelmäßig in An­
s~ruch genommen wird . 

Zu 3 . : 
Mit dem Ausbau des 

Studienangebots Fernuni­
versität ist auch die 
Zahl der Mentoren zur Be­
treuung der Fernstudenten 
im Studienzentrum der F~U 
an der FU gewachsen . Der­
zeit stehen· den Fernst u­
denten 10 Mentoren an 4 
Tagen der Woche regelmäßig 
zur Verfügung . 

Zu 4 .: 
Neben der Betei ligung 

am Studienprogr amm der 
Fernuniversität wi r d vom 
Beginn des Wintersemesters 
1979/80 für eine noch 
nicht festgelegte Zahl 
von Studienanfängern am 
Fachbereich Mathematik 
der FU die Möglichkeit 
bestehen, sich für zwei 
Semester am bundesweiten 
Versuch eines Fernst u­
diums im Medienver bund zu 
beteiligen . 
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ÄRZTLICHE Hiermit schließe ich mich der Bürgerinitiative 
.. Gesundheit im Knast" an. 

VERSORGUNG Name: ______________________________________ __ 

IM 
Anschrift: ____________________________________ __ 

Telefon: 

KITAS! Datum: _________ Unterschrift: ________________ __ 

Mitte Januar hat Julia 
Weihe als freiwillige Mit­
arbeiterin in der JVA 
Lehrter Stra. mit betrof­
fenen Frauen eine Aufstel­
lung von Kritikpunkten 
verfaßt,die die ärztliche 
Versorgung in der Anstalt 
betreffen. 

Diese Aufstellung ha­
ben mehr als 20 Frauen 
einer Sta·tion unterschrie­
ben. 

Julia Weihe schrieb 
einen Brief dazu, in dem 
sie sich der Auffassung 
anschloß, daß die ärzt­
liche Versorgung in der 
Lehrter Str. katastrophal 
sei, und um sofortige Ab­
hilfe bat. 

Gleichzeitig konnte 
sie eine Unterschriften­
liste von sechs freiwil­
ligen Mitarbeitern hinzu­
fügen. Alles zusammen hat 
sie an dafür in Frage kom­
mende Stellen versandt. 
(Senator für Justiz, Ärz­
tekammer, Humanistische 
Union, Petitionsausschuß, 
Anstaltsbeirat) . 

Als Reaktion auf diese 
Aktion erhielt sie am 12. 
2 . ein Schreiben eines 
Berliner Anwalts, ·der sie 
i. A. der praktizierenden 
praktischen Ärztin in der 
Lehrter Str. aufforderte, 
sich bis zum 5~03. wegen 
der von ihr aufgestellten 
angeblich unwahren Be-

MI 1973 

hauptungen . (die ärztliche 
Versorgung in der Lehrter 
Str. sei katastrophal) zu 
entschuldigen und eine 
Kostenrechnung von knapp 
200.--DM zu begleichen. 
Sollte sie dieser Auffor­
derung nicht nachkommen, 
würde er sie verklagen. 

Inzwischen hat Julia 
Weihe die Sache Rechtsan­
walt S~hily übergeben. 
Eine Entschuldigung kam 
für sie nicht in Frage, 
da sie lediglich auf die 
Mißstände bei der ärzt­
lichen Versorgung in der 
JVA-Lehrter Strasse hin­
gewiesen hat, ohne damit 
eine bestimmte Person zu 
beschuldigen. 

Auf Grund dieser Tat­
sachen hat sich eine Ar­
bei tsgruppe aus knastinter­
essierten Bürgern gebil­
det, die es sich zur Auf­
gabe gemacht hat,Julia zu 
unterstützen und die Miß­
stände in der medizini­
schen Versorgung in den 
Berliner Justizvollzugs­
anstalten öffentlich zu 
machen. 

Folgendes ist bereits 
geschehen: 

Redebeiträge beim RIAS 
Treffpunkt am 22.03., auf 
einer Großveranstaltung 
in der 11 FABRIK" am 17.03. 
und eine Veröffentlichung 
in der Frauenzeitung "Cou­
rage" 4/79. 
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Besonders der RIAS-
Beitrag fand bei den in­
haftierten Frauen'und Män­
nern große Resonanz. 

Weiter fanden Sitzungen 
im März und April bei dem 
Monatskreis Gefangenenbe­
treuung der Humanistischen 
Union statt, an dem ver­
schiedene. Arbeitskreise 
(AST, Ärztegruppe, AG 
SPAK, HU, zentrale Bera­
tungsstelle), Vollzugs­
helfer und freiwillige 
Mitarbeiter teilnahmen. 

Auf der letzten Sit­
zung wurde dem Vorschla~ 
ein~ Bürgerinitiative · 
"Gesundheit im Knast" zu 
gründen, zugestimmt. 

Ziel der Bürgerinitia­
tive soll es sein: sich 
mit Julia. Weihe zu sol i­
darisieren- Die Öffent-
1 ichkeit über die Situa­
tion der ärztlichen Ver-

sorgung in den Haftanstal ­
ten zu informieren (Pres­
sekonferenz, Veranstal ­
tung ) - Mater i elleAbsi ­
cherung aller Kosten. 

Bitte schließt Euch 
der Bürgerinitiative an. 
Die gefangenen Frauen und 
Männer können allein we­
nig erreichen. Alle,die 
die Bürgerinitiativ~ un­
terstützen wollen, wenden 
sich bitte an: 
Jul ia Weihe 
Claudiusstraße 5 
1000 Be r 1 in 21 - jt!.lc-



Q. E VORLETZTE SEITE 

E. w. PI ess 

"Geblendet" 
Schweizer 
Zür i eh 

Verlagshaus 

Eigentlich sollte man 
dieses Buch zur Pflicht­
lektüre anarchistischer 
Romantiker und idealisti­
scher Politschwärmer ma­
chen . Denn es erzählt dia 
Geschichte eines dieser 
Unzufriedenen ,der zunächst 
ohne es zu merken, in den 
Sog terroristischer 
Scharfmacher gerät . 

Als er während einer 
Haftstrafe begreift wie 
verhängnisvoll der singe­
schlagende Weg ist,bleibt 
ihm nur noch die Flucht . 

Dieses Buch muß mange­
.lesen haben !Kaum ein Be 
richt kann so schocken 
wie dieses spannend und . 
zugleich authentisch wir-
kende Buch . - jol -

Fe 1 i c e P i ca no 
."Spiel nicht mit Puppen". 
Schweizer Verlagshaus 
Zürich 

Hier schreibt ein Mei­
ster seines Faches. 
Felice Picano legt in 
diesem Werk einen Psycho­
Thriller seltener Klasse 
vor . 

Ein Buch das Spannung 
und Nervenkitzel garan­
tiert . 

"Klug wie der Teufel" 
war se1n Erstlingsroman, 

.zu hoffen und zu erwarten 
ist,daß Felice Picano,der 
in New- York lebt und in 
diesem vorliegenden Werk 
nicht vergißt über die 
Anonymität und Einsamkeit 
in seiner Stadt New-York 
zu schreiben, noch mehr 
Romane von dieser Spitzen­
klasse schreibt. - jol -

Richard Wright 

Black Hoy 
Kiepenheuer & Witsch 

Ki chard Wright ( 1908-1960) 
war dar erste farbige ama­
rikanische Schriftsteller 
von internationalem Rang . 
Black Boy ist der er­
schütternde ~ericht einer 
Kindheit und Jugend im 
amerikanischen Süden in 
den Jahren 1912-1925,eina 
der eindrucksvollsten , heu­
te schon klassischen Au­
tobiographien unserer 
Zeit . Ein Buch das mitfüh­
len und mite~leben läßt 
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wie es den Schwarzen Ame­
rikas auch heute noch er­
geht . "Roots" ist offen­
sichtlich noch nicht vor­
bei . Uarüber kann die 
Menschenrechtspolitik des 
US-Präsidenten nicht hin­
wegtäuschen . Martin Luther 
King war einer der Vor­
kämpfer, auf unser aller 
Verständnis kommt es an , 
wann Schwarze gleichbe­
rechtigte Menschen sein 
werden . Dieses Buch kann 
dazu beitragen,Verständ­
nis zu gewinnen. - jol 

I ~ 
Georg Papp 

Uie gro~en der Welt 
Von Echnaton bis Guten­
berg Band I 
Von KolumbusbisRöntgen 
Hand I I 
Arena Verlag Würzburg 

Der Arena-Verlag legt in 
diesen beiden wunderbaren 
Bänden Nachschlagwerke 
vor , die nicht nur im 
Bücherschrank stehen . 

Beide ~ände lesen sich 
spannend , unterhal ten:i und 
lehrreich zugleich . Ein 
Lexikon zu lesen wird nie­
~and auf sich nehmen,al­
lenfalls mal darin nach­
schlagen . Die vorliegenden 
Bücher werden mit Sicher­
hai t gelesen - von der er­
sten bis zur letzten 
Seite-und vermittelt da­
bei größtmögliches Allge­
meinwissen . In jedem Band 
werden 44 Persönlichkei­
ten vorgestellt,die z.T . 
schon zu Lebzeiten die 
Großen genannt wurden , 
aber doch nur wenige über 
lhr Leben und Wirken et­
was wi ssen. 

~eide Bände gehören 
selbst in die kleinste 
Bibliothek , auch ist dies 
vom Kaufpreis her zu ver-
treten . - jol -
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Morgens, wenn der Stadtmaleeher 
ausgeschlafen und frisiert 
auf den regennassen Straßen 
Richtung Arbeitsplatz marschiert 
dann steht Lilli an der Theke 
und sie trudelt, und sie lacht 
wenn der Kumpel mit den Hühnern 
statt 'ner Fünf ·ne Sieben macht 

S-<.e. hußt LUU, Un.ßa.c.h Lilli. 
und .t>.<.eh:t a.M w.<.e. cUe. BaJtdo;t 
und du W..66~.:>:t .o.<.e. .<.n LM Ve.gM 
H ambWLg , Be/t.U.n, S;tu;ttg aJt:t und W-<.e.n. 
und A.Jtg e.rtdwo ~.>dz.:t .t>.<.e. da. 
unßa.c.h .oo .oilz;t .o-<..e. da. : Ha.U.o 

Manchmal, wenn sie etwas müde 
ihren Daimler-Benz besteigt 
und ein Blick in ihren Spiegel 
ihr die ersten Falten zeigt 
wenn sie trotz der guten Tusche 
deutlich Augenränder sieht 
dann versteckt sie ihre Angst 
denn wer Angst hat ist besiegt 

Und dann fährt sie in die Sauna 
und schon dampft die Illusion 
jener keuschen Mädchenträume 
mit dem Körperschweiß davon 
und der alte Bademeister 
ist bei ihrem Anblick froh 
und er denkt an Ri ta Hayworth 
und an Marylin Monroe 

s.<.e heA.ß:t Lilli, un0a.c.h U1U 
und .o.<.eh:t a.M w.<.e. cUe. BaJtdo;t 
und du W..66~.:>:t .o.<.e bt La..o Ve.gM 
Hambuitg, Be!t.U.n, S.:tu:ttgalt:C und W-<.e.n 
und -Ut.g e.n.dwo ~.>Uzt .o.<.e da. · 
un6a.c.h .t>o .t>Uz;t .o.<.e da. : HCLU.o 

Morgens, wenn der Stadtmaleeher 
auf der Arbeitsstelle hängt 
und mit leicht verträumten Augen 
an den Feierabend denkt 
dann hat er in einer Ecke 
neben seinem treustes Schatz 
neben Fußball und Moneten 
auch für Lilli einen Platz 
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